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Entwurf eines Dritten Gesetzes zur Änderung statistischer Rechtsvorschriften 
(3. Statistikbereinigungsgesetz - 3. StatBerG) 


A. Zielsetzung 

Die Bundesregierung hat im Rahmen ihres Programms, den Staat 
schlanker zu gestalten und staatüches Handeln auf das notwen- 
dige Maß zu beschränken, eine Überprüfung des Programms der 
Bundesstatistik durch den erweiterten Abteilungsleiterausschuß 
Statistik veranlaßt. Das Gremium hat einen umfangreichen Kata- 
log mit Kürzungsvorschlägen vorgelegt, z. B. die Einstellung von 
Erhebungen und Erhebungsteüen, die Verminderung von Stich- 
probenumfängen sowie die Verlängerung von Erhebungsperi- 
odizitäten. Durch Reduzierung und Rationalisierung der Statisti- 
ken sollen Kosten eingespart und insbesondere Unternehmen 
und Betriebe von statistischen Befragungen entlastet werden. Die 
Realisierung der Vorschläge erfordert größtenteüs die Änderung 
statistischer Rechtsvorschriften. 


B. Lösung 

Der Gesetzentwurf sieht eine Einstellung von sieben Statistiken 
sowie eine Kürzung des Erhebungsprogramms bei drei Statistiken, 
eine Verkleinerung des Stichprobenumfangs bei sechs Statistiken, 
die Verlängerung der Erhebungsperiodizität bei neun Statistiken 
und bei verschiedenen Statistiken eine rationellere Gestaltung der 
Erhebungsverfahren vor. Er umfaßt auch Änderungen, die bereits 
durch eine Statistikänderungsverordnung angeordnet worden 
sind, allerdings nur mit befristeter Geltung und daher durch den 
vorliegenden Gesetzentwurf dauerhaft geregelt werden. 

Außerdem werden Vorschriften des Umweltstatistikgesetzes an 
geänderte Begriffsbestimmungen angepaßt und Vorschriften ge- 
strichen, die durch Zeitablauf oder Erfüllung des Gesetzeszwecks 
gegenstandslos geworden sind. 


C. Alternativen 
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D. Kosten der öffentlichen Haushalte 

1. Haushaltsausgaben ohne Vollzugsaufwand 
- keine - 


2. Vollzugsaufwand 

Die Einschränkung der Bundesstatistiken wird nach überschlä- 
giger Schätzung bei den statistischen Ämtern zu Kosteneinspa- 
rungen in Höhe von insgesamt rd. 6,3 Mio. DM jährlich führen, 
davon etwa 3,14 Mio. DM beim Statistischen Bundesamt, etwa 
3,15 Mio. DM bei den Statistischen Landesämtem. Von dem Ge- 
samtbetrag entfallen rd. 2 Mio. DM auf Kürzungen, die bereits 
durch die Statistikänderungsverordnung vom . . . befristet an- 
geordnet worden sind. 

Durch die Einstellung sowie Periodizitätsverlängerung ver- 
schiedener Sekundärstatistiken (Statistiken der Rehabilitations- 
maßnahmen, der Kriegsopferfürsorge, meldepflichtigen Krank- 
heiten) werden Behörden von statistischen Auskunftspflichten 
entlastet. 


E. Sonstige Kosten 

Durch den Vollzug des Gesetzes entstehen bei der Wirtschaft 
keine Kosten, vielmehr werden Unternehmen und Betriebe spür- 
bar von statistischen Auskunftspflichten entlastet. 

Bei mehr als 500 000 landwirtschaftlichen und bis zu 15 000 forst- 
wirtschaftlichen Betrieben sowie rd. 1 000 Betrieben des holzver- 
arbeitenden Gewerbes und etwa 120 Unternehmen, die Dünge- 
mittel erstmals in Verkehr bringen, vermindert sich der Aufwand 
für statistische Meldungen durch die Einstellung der Betriebs- 
und Marktwirtschaftlichen Meldungen, die Periodizitätsverlänge- 
rung der Statistik zur Feststellung der betrieblichen Einheiten, 
der Baumschul-, Holz- und Düngemittelstatistiken sowie auch die 
verstärkte Nutzung vorhandener Informationen bei den Agrar- 
behörden. Im Bereich des Handels und Handwerks werden die 
Betriebe und Unternehmen durch eine Verminderung des Stich- 
probenumfangs der monatüchen Erhebungen im Groß- und Ein- 
zelhandel um 30 % bzw. der vierteljährlichen Handwerksbericht- 
erstattung um 10% und die Einstellung der zweijährlichen Erhe- 
bung in der Handelsvermittlung mit einem Stichprobenumfang 
von 13 500 Einheiten erhebüch entlastet; entsprechendes gilt für 
3 100 Unternehmen duch die Einstellung der jährlichen Presse- 
statistik. 

Auswirkungen auf Einzelpreise und das Preisniveau, insbeson- 
dere das Verbraucherpreisniveau, sind durch diese Einschrän- 
kungen nicht zu erwarten. 
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Bundesrepublik Deutschland 

Der Bundeskanzler Bonn, den 10. April 1997 

031 (132) - 205 00 - Sta 63/97 


An die 

Präsidentin des 
Deutschen Bundestages 


Hiermit übersende ich den von der Bundesregierung beschlossenen 

Entwurf eines Dritten Gesetzes zur Änderung statistischer Rechtsvorschriften 
(3. Statistikbereinigungsgesetz - 3. StatBerG) 

mit Begründung (Anlage 1) und Vorblatt. 

Ich bitte, die Beschlußfassung des Deutschen Bundestages herbeizuführen. 
Federführend ist das Bundesministerium des Innern. 

Der Bundesrat hat in seiner 708. Sitzung am 31. Januar 1997 gemäß Artikel 76 
Abs. 2 des Grundgesetzes beschlossen, zu dem Gesetzentwurf, wie aus Anlage 2 
ersichtlich, Stellung zu nehmen. 

Die Auffassung der Bundesregierung zu der Stellungnahme des Bundesrates ist in 
der als Anlage 3 beigefügten Gegenäußerung dargelegt. 


Dr. Helmut Kohl 
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Anlage 1 


Entwurf eines Dritten Gesetzes zur Änderung statistischer Rechtsvorschriften 
(3. Statistikbereinigungsgesetz - 3. StatBerG) 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes- 
rates das folgende Gesetz beschlossen: 

Artikel 1 

Handwerkstatistikgesetz 

Das Handwerkstatistikgesetz vom 7. März 1994 
(BGBl. I S. 417) wird wie folgt geändert: 

1. In § 2 wird der Teilsatz „und handwerkliche Ne- 
benbetriebe, deren Inhaber in die Handwerksrolle 
eingetragen sind." gestrichen und das Komma 
nach dem zweiten Halbsatz durch einen Punkt er- 
setzt. 

2. In § 3 Abs. 1 Satz 1 wird die Zahl „55 000" durch 
die Zahl „50 000" ersetzt. 

3. § 4 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 werden die Worte „und den hand- 
werklichen Nebenbetrieben" gestrichen. 

b) Absatz 3 wird aufgehoben. 

c) Der bisherige Absatz 4 wird Absatz 3 und wie 
folgt geändert: 

In den Sätzen 1 und 3 wird jeweils der Teil- 
satz " , auch soweit nach Absatz 3 erhoben, " 
gestrichen. 

4. § 5 Nr. 4 wird aufgehoben und das Komma nach 
Nummer 3 durch einen Punkt ersetzt. 

Artikel 2 

Handelsstatistikgesetz 

Das Handelsstatistikgesetz vom 10. November 
1978 (BGBl. I S. 1733), zuletzt geändert durch 
Artikel 1 des Gesetzes vom 2. März 1994 (BGBl. I 

5. 384), wird wie folgt geändert: 

1. In § 1 Abs. 2 Nr. 2 werden die Worte „in der Han- 
delsvermittlung" gestrichen. 

2. § 2 wird wie folgt geändert: 

a) Nummer 1 wird wie folgt gefaßt: 

„1. im Großhandel auf jeweils höchstens 9 000 
Unternehmen in den monatüchen und 
13 500 Unternehmen in den jährlichen Er- 
hebungen und den einzelnen Ergänzungs- 
erhebungen, " . 


Erhebungen und den einzelnen Ergän- 
zungserhebungen, " . 

c) Nummer 3 wird aufgehoben. 

d) Die bisherige Nummer 4 wird Nummer 3. 

3. § 4 Nr. 11 wird wie folgt gefaßt: 

„11. im Großhandel 

der Gesamtwert des gegen Provision vermit- 
telten Warenumsatzes." 

4. In § 9 werden die Worte „und die jährlichen Erhe- 
bungen in der Handelsvermittlung (§ 1 Abs. 2 Nr. 2 
in Verbindung mit § 4)" gestrichen. 

5. In Abschnitt III wird folgender § 11 neu eingefügt: 

„§11 

An die für Wirtschaft zuständigen obersten Lan- 
desbehörden dürfen für die Verwendung gegen- 
über den gesetzgebenden Körperschaften und für 
Zwecke der Planung, jedoch nicht für die Rege- 
lung von Einzelfällen, vom Statistischen Bundes- 
amt und den statistischen Ämtern der Länder Ta- 
bellen mit statistischen Ergebnissen übermittelt 
werden, auch soweit Tabellenfelder nur einen ein- 
zigen Fall aufweisen. " 

6. Abschnitt IV wird gestrichen. 

Artikel 3 

Außenhandelsstatistikgesetz 

In § 3 Nr. 2 des Außenhandelsstatistikgesetzes in 
der im Bundesgesetzblatt Teil III, Gliederungsnum- 
mer 7402-1, veröffentlichten bereinigten Fassung 
werden die Worte „Einkaufs- oder Käuferland" ge- 
strichen. 

Artikel 4 

Außenhandelsstatistik-Durchführungsverordnung 

Die Außenhandelsstatistik-Durchführungsverord- 
nung in der Fassung der Bekanntmachung vom 
29. Juli 1994 (BGBl. I S. 1993) wird wie folgt geän- 
dert: 

1. In der Inhaltsübersicht wird der Text zu § 12 wie 
folgt gefaßt: „ (weggefallen) " . 

2. § 7 wird wie folgt gefaßt: 

„§7 

Menge der Waren 


b) Nummer 2 wird wie folgt gefaßt: 

„2. im Einzelhandel auf jeweils höchstens 
24 500 Unternehmen in den monatüchen 
und 35 000 Unternehmen in den jährüchen 


(1) Unter Menge der Waren ist die Eigenmasse, 
das Reingewicht und die Angabe nach einer be- 
sonderen Maßeinheit zu verstehen. 
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(2) Eigenmasse ist die Masse der Ware ohne alle 
Umschließungen. Reingewicht ist das Gewicht der 
Ware mit den Umschließungen, die beim Kleinver- 
kauf oder Einzelverkauf in die Hand des Käufers 
übergehen. 

(3) Das Reingewicht ist an Stelle der Eigenmasse 
anzugeben, wenn es handelsüblich und die Eigen- 
masse nicht bekannt ist. Die Menge nach einer be- 
sonderen Maßeinheit ist nur dann anzugeben, 
wenn diese im Warenverzeichnis für die Außen- 
handelsstatistik bei der betreffenden Warennum- 
mer vermerkt ist. " 

3. § 12 wird aufgehoben. 

4. § 15 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 2 Satz 1 werden die Worte „und - so- 
weit die Angabe erforderlich ist - aus einem 
Einkaufsland" gestrichen. 

b) In Absatz 3 werden die Worte „und - soweit die 
Angabe erforderlich ist - für ein Käuferland" 
gestrichen. 

5. In § 27 Abs. 2 Nr. 5 werden die Worte „die Roh- 
masse" durch die Worte „die Gesamtmenge in kg" 
ersetzt. 

6. § 30 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 wird wie folgt geändert: 

aa) In Nummer 9 Satz 3 werden die Worte „der 
Rohmasse und" gestrichen. 

bb) Nummer 13 wird aufgehoben. 

cc) Nummer 16 Satz 2 wird wie folgt gefaßt: 

„Als Mengenangabe ist die Gesamtmenge 
in kg anzugeben, die Angabe des Statisti- 
schen Wertes entfällt. " 

dd) In Nummer 17 Satz 3 werden das Komma 
und die Worte „der Rohmasse" gestrichen. 

b) Absatz 2 wird wie folgt geändert: 

aa) In Satz 1 wird die Angabe „ 13" gestrichen. 

bb) In Satz 3 werden die Worte „und - soweit 
die Angabe erforderlich ist - mehrere Ein- 
kauf sländer" gestrichen. 

cc) Satz 4 wird gestrichen. 

c) In Absatz 3 wird die Angabe „13" gestrichen. 

7. Abschnitt I der Anlage (zu § 31) „Befreiungsliste" 
wird wie folgt geändert: 

a) In Nummer 1 wird Satz 4 gestrichen. 

b) In Nummer 7 wird das Semikolon durch einen 
Punkt ersetzt und der nachfolgende Satzteil ge- 
strichen. 

Artikel 5 

Gesetz über eine Pressestatistik 

Das Gesetz über eine Pressestatistik vom 1. April 
1975 (BGBL I S. 777) wird aufgehoben. 


Artikel 6 

Gesetz über die Lohnstatistik 

Das Gesetz über die Lohnstatistik in der Fassung 
der Bekanntmachung vom 22. April 1996 (BGBl. I 
S. 598) wird wie folgt geändert: 

1. § 10 Satz 2 wird wie folgt gefaßt: 

„Dabei darf die Anzahl der durch die Auswahl ein- 
bezogenen Arbeiter im Falle des § 2 Abs. 2 um bis 
zu 800, die Anzahl der ausgewählten Betriebe im 
Falle des § 4 Abs. 2 für die Statistik nach § 4 Abs. 1 
Nr. 1 um bis zu 4 000 sowie für die Statistik nach 
§ 4 Abs. 1 Nr. 2 und 3 zusammen um bis zu 2 500, 
die Anzahl der durch die Auswahl einbezogenen 
Arbeiter und Angestellten im Fähe des § 6 Abs. 2 
um bis zu 60 000 sowie die Anzahl der ausgewähl- 
ten Unternehmen im Falle des § 8 Abs. 2 um bis zu 
2 000 überschritten werden, soweit dies zur Ge- 
winnung einer zuverlässigen statistischen Grund- 
lage erforderlich ist. " 

2. Die Fußnote „ 5 )" zu § 10 wird gestrichen. 

3. In § 13 Abs. 3 wird das Wort „fünf" durch das Wort 
„sechs" und die Jahreszahl „1990" durch die Jah- 
reszahl „1995" ersetzt. 

Artikel 7 

Hochschulstatistikgesetz 

Das Hochschulstatistikgesetz vom 2. November 
1990 (BGBl. I S. 2414), geändert durch Artikel 3 des 
Gesetzes vom 2. März 1994 (BGBl. I S. 384), wird wie 
folgt geändert: 

1. § 2 Nr. 3 wird aufgehoben. 

2. § 3 Abs. 3 wird aufgehoben. 

3. In § 4 Abs. 1 Nr. 1 wird die Angabe „§ 3 Abs. 1 bis 
3" durch die Angabe „ § 3 Abs. 1 und 2" ersetzt. 

4. § 5 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 wird die Angabe „§ 3 Abs. 1 «bis 3" 
durch die Angabe „ § 3 Abs. 1 und 2" ersetzt. 

b) Absatz 2 Nr. 3 wird aufgehoben. 

c) In Absatz 4 wird die Angabe „Nr. 1 bis 3" je- 
weils durch die Angabe „Nr. 1 und 2" ersetzt. 

Artikel 8 

Gesetz über die Durchführung von Statistiken 
auf dem Gebiet der Kriegsopferfürsorge 

In § 3 des Gesetzes über die Durchführung von 
Statistiken auf dem Gebiet der Kriegsopferfürsorge 
in der im Bundesgesetzblatt Teil III, Gliederungs- 
nummer 2170-3, veröffentüchten bereinigten Fas- 
sung, das zuletzt durch Artikel 9 des Gesetzes vom 
23. Juni 1993 (BGBl. I S. 944) geändert worden ist, 
werden nach dem Wort „jährlich" die Worte „ab 
2000 zweijährlich" eingefügt. 
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Artikel 9 

Schwerbehindertengesetz 

§ 53 des Schwerbehindertengesetzes in der Fas- 
sung der Bekanntmachung vom 26. August 1986 
(BGBL I S. 1421, 1550), das zuletzt durch Artikel 5 
des Gesetzes vom 23. Juli 1996 (BGBl. I S. 1088) ge- 
ändert worden ist, wird wie folgt geändert: 

Die Absätze 2 und 3 werden aufgehoben und durch 
folgenden Absatz 2 ersetzt: 

„(2) Für die Erhebung besteht Auskunftspflicht. 
Auskunftspflichtig sind die nach § 4 Abs. 1 und 5 zu- 
ständigen Behörden. 11 

Artikel 10 

Gesetz zur Bekämpfung der Geschlechtskrankheiten 

§ 11a des Gesetzes zur Bekämpfung der Ge- 
schlechtskrankheiten in der im Bundesgesetzblatt 
Teil III, Ghederungsnummer 2126-4, veröffentlichten 
bereinigten Fassung, das zuletzt durch § 55 des Ge- 
setzes vom 2. August 1994 (BGBl. I S. 1963) geändert 
worden ist, wird wie folgt geändert: 

1. In Absatz 1 wird nach dem Wort „wird" das Wort 
„jährlich" eingefügt. 

2. Dem Absatz 2 wird folgender Satz angefügt: 

„Das Gesundheitsamt leitet die Meldungen je- 
weils zum Ende eines Jahres an das zuständige 
Statistische Landesamt weiter. " 

3. In Absatz 3 werden in Satz 2 zweiter Teilsatz nach 
den Worten „das sie" die Worte „jeweils zum Ende 
eines Jahres " eingefügt. 

Artikel 11 

Gesetz über die Statistik der Bevölkerungsbewegung 
und die Fortschreibung des Bevölkerungsstandes 

Das Gesetz über die Statistik der Bevölkerungsbe- 
wegung und die Fortschreibung des Bevölkerungs- 
Standes in der Fassung der Bekanntmachung vom 
14. März 1980 (BGBl. I S. 308), das durch § 26 des Ge- 
setzes vom 16. August 1980 (BGBl. I S. 1429) geän- 
dert worden ist, wird wie folgt geändert: 

1. § 2 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 Nr. 2 Buchstabe a werden die Worte 
„erkennbare Fehlbildungen," gestrichen. 

b) In Absatz 3 Satz 2 werden die Worte „und er- 
kennbaren Fehlbildungen" gestrichen. 

2. In § 3 Abs. 1 Nr. 4 werden die Worte „rechtliche 
Zugehörigkeit oder Nichtzugehörigkeit zu einer 
Kirche, Religionsgesellschaft oder Weltanschau- 
ungsgemeinschaft und" gestrichen. 

Artikel 12 

Umweltstatistikgesetz 

Das Umweltstatistikgesetz vom 21. September 
1994 (BGBl. I S. 2530) wird wie folgt geändert: 


1. § 2 Abs. 1 wird wie folgt geändert: 

a) In Nummer 2 werden die Worte „und Sekun- 
därrohstoffe" gestrichen. 

b) Nummer 3 wird wie folgt gefaßt: 

„3. der Entsorgung bestimmter Abfälle (§5),". 

2. § 3 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 Nr. 1 Buchstabe e wird das Wort 
„Sekundärrohstoffe" durch die Worte „Abfälle 
zur Verwertung " ersetzt. 

b) In Absatz 1 Nr. 2 wird das Wort „Entsorgungs- 
pflichten" durch das Wort „Beseitigungspflich- 
ten" ersetzt. Die Worte „und bestimmter Se- 
kundärstoffe" werden gestrichen. 

c) In Absatz 2 Satz 1 wird das Wort „Entsorgungs- 
pflichten" durch das Wort „Beseitigungspflich- 
ten" ersetzt. 

3. § 4 wird wie folgt geändert: 

a) In der Überschrift werden die Worte „und Se- 
kundärrohstoffe" gestrichen. 

b) Absatz 1 wird wie folgt geändert: 

aa) In Nummer 1 wird der Einleitungssatz wie 
folgt gefaßt: 

für besonders überwachungsbedürftige Ab- 
fälle, für die Nachweise zu führen sind, die 
Erhebungsmerkmale " . 

bb) In Nummer 1 Buchstabe a werden die Wor- 
te „und Sekundärrohstoffe" gestrichen. 

cc) In Nummer 1 Buchstabe b werden die Wor- 
te „und Sekundärrohstoffverwerter" sowie 
„und Sekundärrohstoffe" gestrichen. 

dd) Nummer 1 Buchstabe c wird wie folgt ge- 
faßt: 

,,c) Abfallerzeuger nach Wirtschaftszwei- 
gen,". 

ee) In Nummer 1 Buchstabe d werden die Wor- 
te „und Sekundärrohstoffverwerter" gestri- 
chen. 

ff) Nummer 1 Buchstabe e wird wie folgt ge- 
faßt: 

,,e) im Nachweis des Abfallerzeugers ge- 
machte Angaben über Art und Menge 
der Abfälle, " . 

gg) In Nummer 2 werden im Einleitungssatz 
die Worte „und Sekundärrohstoffen" gestri- 
chen. 

hh) In Nummer 2 Buchstabe a werden die Wor- 
te „und Sekundärrohstoffe" gestrichen. 

n) In Nummer 2 Buchstabe b wird das Wort 
„Entsorgung" durch das Wort „Beseiti- 
gung" ersetzt. 

c) In Absatz 2 Nr. 3 werden die Worte „und Se- 
kundärrohstoffe" gestrichen. 

4. § 5 wird wie folgt geändert: 

a) Die Überschrift wird wie folgt gefaßt: 

„Erhebung der Entsorgung bestimmter Ab- 
fälle". 
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b) In Absatz 7 Nr. 1 und 2, Absatz 8 Nr. 1 und 
Absatz 9 Nr. 1 wird das Wort „Sekundärrohstof- 
fe" jeweils durch das Wort „Abfälle" ersetzt. 

5. In § 8 Satz 1 werden die Worte „drei Jahre" durch 
die Worte „vier Jahre" ersetzt. 

6. In § 17 Abs. 1 Nr. 4 werden die Worte „Abfall- und 
Sekundärrohstofferzeuger, Abfallentsorger und 
Sekundärrohstoffverwerter" ersetzt durch die Wor- 
te „Abfallerzeuger und -entsorger". 

7. In § 18 Abs. 2 Nr. 1 wird das Wort „Entsorgungs- 
pflichten" durch das Wort „Beseitigungspflichten" 
ersetzt. 

8. § 21 wird wie folgt geändert: 

a) In Nummer 1 werden die Worte „und Sekun- 
därrohstoffe" gestrichen. 

b) In Nummer 3 wird das Wort „Sekundärrohstof- 
fe" durch das Wort „Abfälle" ersetzt. 

Artikel 13 

Agrarstatistikgesetz 

Das Agrarstatistikgesetz in der Fassung der Be- 
kanntmachung vom 23. September 1992 (BGBl. I 

S. 1632), zuletzt geändert durch Artikel 21 des Geset- 
zes vom 2. August 1994 (BGBl. I S. 2018), wird wie 
folgt geändert: 

1. In der Inhaltsübersicht werden nach der Angabe 
„Dreizehnter Abschnitt" die Worte „Betriebs- 
und Marktwirtschaftliche Meldungen in der 
Landwirtschaft §§85 bis 87" gestrichen. 

2. § 1 Nr. 13 wird gestrichen. 

3. § 7 Nr. 1 erster Halbsatz wird wie folgt gefaßt: 
„allgemein alle zwei Jahre, beginnend 1999;". 

4. § 13 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 werden die Worte „alle zwei Jahre, 
beginnend 1990," durch die Worte „alle vier 
Jahre, beginnend 1996," ersetzt. 

b) Absatz 2 wird aufgehoben. 

c) Die Absatzbezeichnung „(1)" wird gestrichen. 

5. In § 14 Abs. 1 werden die Worte „das Alter" so- 
wie „und der Entwicklungsstand" gestrichen. 

6. § 44 Nr. 2 wird wie folgt gefaßt: 

„2. Ernte- und Betriebsberichterstattung". 

7. § 46 Abs. 1 wird wie folgt geändert: 

a) Die Überschrift „Emteberichterstattung" wird 
durch die Worte „Ernte- und Betriebsbericht- 
erstattung" ersetzt. 

b) Absatz 1 wird wie folgt gefaßt: 

„(1) Die Ernte- und Betriebsberichterstattung 
wird in jedem Jahr, außer in den Ländern Ber- 
lin und Bremen, in den Monaten April bis De- 
zember durchgeführt. Sie umfaßt Schätzungen 
über den Wachstumsstand und wachstums- 


beeinflussende Bedingungen sowie über vor- 
aussichtliche und endgültige Naturalerträge 
des laufenden Jahres. Ergänzend werden, 
außer im Land Hamburg, die Merkmale Ge- 
samtemtemengen und Vorratsbestände aus 
eigener Ernte sowie Zukäufen bei einzelnen 
Getreidearten und Kartoffeln sowie bei Feld- 
früchten die Flächen der vorangegangenen 
Ernte und Aussaatflächen geschätzt. Bei 
Reben werden zusätzlich die Merkmale Dauer 
der Lese, Mostausbeute, Mostgewicht, Säure- 
gehalte, Güte des Mostes und Erlöse für Most- 
verkäufe erhoben, bei Obst die Emteverwen- 
dung geschätzt. Für die ergänzende Schät- 
zung nach § 65 können zusätzlich die Merk- 
male Verfütterung von Milch im Betrieb, Eigen- 
verbrauch, Direktvermarktung sowie Anhefe- 
rung an Molkereien und Milchsammelstellen 
jeweils nach der Menge sowie die Zahl der 
Milchkühe herangezogen werden. Die Schät- 
zungen werden von Ernte- und Betriebs- 
berichterstattem vorgenommen, sie werden 
bei diesen erhoben. " 

8. In § 80 wird das Wort „vierteljährlich" durch das 
Wort „halbjährlich" ersetzt. 

9. § 81 Abs. 2 wird wie folgt gefaßt: 

„ (2) Berichtszeiträume für die Erhebungsmerk- 
male nach Absatz 1 sind die Monate Oktober bis 
März und April bis September. " 

10. In § 83 wird das Wort „vierteljährlich" durch das 
Wort „halbjährlich" ersetzt. 

11. In § 84 Abs. 2 wird in Satz 1 das Wort „Kalender- 
vierteljahre" durch das Wort „Kalenderhalb- 
jahre" und in Satz 2 das Wort „Kalenderviertel- 
jahres" durch das Wort „Kalenderhalbjahres" 
ersetzt". 

12. Im Dreizehnten Abschnitt werden die Überschrift 
„Betriebs- und Marktwirtschaftliche Meldungen 
in der Landwirtschaft" gestrichen und die §§85 
bis 87 aufgehoben. 

13. In § 89 werden die Worte „in jedem Monat" 
durch das Wort „vierteljährlich" ersetzt. 

14. In § 90 Abs. 2 werden die Worte „der jeweilige 
Monat" durch die Worte „das jeweilige Kalender- 
vierteljahr" ersetzt. 

15. In § 92 Abs. 1 Nr. 1 wird die Angabe „und 2" 
gestrichen. 

16. § 93 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 2 Nr. 7 werden die Worte „das 
Bundesamt für Ernährung und Forstwirtschaft 
für die Angaben, die ihm" durch die Worte 
„die für die Quotenüberwachung zuständige 
Bundesbehörde, für die Angaben, die ihr" 
ersetzt. 

b) Absatz 5 wird wie folgt geändert: 

aa) In Nummer 1 wird das Wort „Emtebericht- 
erstattung" durch die Worte „Ernte- und 
Betriebsberichterstattung " ersetzt. 

bb) Nummer 2 wird aufgehoben, die bisherige 
Nummer 3 wird Nummer 2. 
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c) Nach Absatz 7 wird folgender Absatz 8 ange- 
fügt: 

„(8) Für die nach diesem Gesetz durchzu- 
führenden Agrarstatistiken dürfen im Rahmen 
von Verwaltungsmaßnahmen im Agrarbereich 
erteüte Angaben, soweit sie mit den Merkma- 
len der Bodennutzungshaupterhebung nach 
den §§ 6 bis 8 oder der Viehzählung nach den 
§§ 18 bis 20 übereinstimmen und sich auf die- 
selben Erhebungszeiträume beziehen, sowie 
die Hilfsmerkmale Vor- und Familienname 
oder Firma und Anschrift der Inhaber oder Lei- 
ter der Betriebe, verwendet werden. Insoweit 
sind die nach Landesrecht zuständigen Ver- 
waltungsbehörden auskunftspflichtig. " 

17. § 94 wird wie folgt gefaßt: 

fr § 94 

Durchführung von Bundesstatistiken 

(1) Die Fangstatistik der Hochsee- und Küsten- 
fischereistatistik (§ 1 Nr. 10) wird für die der Quo- 
tenüberwachung unterhegenden Fischarten von 
der für diese Aufgabe zuständigen Bundesbehör- 
de aus den ihr vorhegenden Meldungen aufbe- 
reitet. Die Anlandestatistik über die Hochsee- 
und Küstenfischerei wird vom Statistischen Bun- 
desamt ebenfalls aus diesen Meldungen aufbe- 
reitet. Das Nähere zur Ausführung der Sätze 1 
und 2 regelt das Bundesministerium für Ernäh- 
rung, Landwirtschaft und Forsten durch Erlaß. 

(2) Die Düngemittelstatistik (§ 1 Nr. 14) wird 
vom Statistischen Bundesamt erhoben und auf- 
bereitet. " 

18. § 96 Satz 1 wird wie folgt gefaßt: 

„Die Bodennutzungshaupterhebung (§ 2 Nr. 2) 
und die Obstanbauerhebung (§ 2 Nr. 5) können 
ganz oder teüweise im Fortschreibeverfahren 
durchgeführt werden. " 

19. § 97 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 Satz 1 wird der letzte Teilsatz wie 
folgt gefaßt: 

„mit Ausnahme der Emtevorausschätzung 
und der Ernte- und Betriebsberichterstattung, 
Nr. 7 und 12 führen die statistischen Ämter der 
Länder ein einheitliches Betriebsregister. “ 

b) In Absatz 1 Satz 4 werden die Worte „und der 
Betriebs- und Marktwirtschaft tlichen Meldun- 
gen in der Landwirtschaft (§ 87 Abs. 1) " gestri- 
chen. 

Artikel 14 

Gesetz über Kostenstrukturstatistik 

Das Gesetz über Kostenstrukturstatistik vom 
12. Mai 1959 in der im Bundesgesetzblatt Teü III, 
Ghederungsnummer 708-3, veröffentlichten berei- 
nigten Fassung, zuletzt geändert durch Artikel 6 § 1 
der Verordnung vom 26. März 1991 (BGBl. I S. 846), 
wird wie folgt geändert: 

1. § 1 wird wie folgt geändert: 

a) In Satz 2 Nr. 3 wird der Klammerzusatz „ (ein- 
schließlich Verlagswesen) " gestrichen. 

b) Satz 4 wird aufgehoben. 


2. § 5 wird wie folgt gefaßt: 

„§5 

(1) Für die Erhebungen nach § 1 besteht Aus- 
kunftspflicht. Auskunftspflichtig sind die Inhaber 
oder Leiter der Unternehmen und Arbeitsstätten. 

(2) Die Erhebungen werden bei höchstens 5 vom 
Hundert der Gesamtzahl der Unternehmen der 
gewerblichen Wirtschaft und sonstiger Arbeitsstät- 
ten (§ 1) für die einzelnen Wirtschaftszweige 
durchgeführt. " 

Artikel 15 

Gesetz über die Statistik 
im Produzierenden Gewerbe 

Das Gesetz über die Statistik im Produzierenden 
Gewerbe in der Fassung der Bekanntmachung vom 
30. Mai 1980 (BGBl. I S. 641), zuletzt geändert durch 
Artikel 3 der Verordnung vom 26. März 1991 (BGBl. I 
S. 846), wird wie folgt geändert: 

1. § 3 wird wie folgt geändert: 

a) In Buchstabe B Ziffer II werden die Worte „bei 
höchstens 28 000, ab 1. Januar 1993“ gestrichen 
und die Zahl „20 000“ durch die Zahl „18 000“ 
ersetzt. 

b) In Buchstabe C wird die Zahl „20 000“ durch 
die Zahl „18 000“ ersetzt. 

2. § 4 wird wie folgt geändert: 

a) Buchstabe A Ziffer III Nr. 1 wird aufgehoben. 
Die bisherigen Nummern 2 und 3 werden die 
Nummern 1 und 2. 

b) Buchstabe B Ziffer II Nr. 1 wird aufgehoben 
und die Angabe „2“ gestrichen. 

c) In Buchstabe C Ziffer II Nr. 1 werden die Worte 
„einen Berichtsmonat“ durch die Worte „ein 
Berichtsvierteljahr“ ersetzt. 

Artikel 16 

Gesetz über die Preisstatistik 

§ 7 des Gesetzes über die Preisstatistik vom 9. Au- 
gust 1958 in der im Bundesgesetzblatt Teü III, Ghede- 
rungsnummer 720-9, veröffentlichten bereinigten 
Fassung, das durch Artikel 1 der Verordnung vom 
26. März 1991 (BGBl. I S. 846) geändert worden ist, 
wird wie folgt geändert: 

In Absatz 2 werden nach dem Wort „Finanzämter“ 
die Worte „oder die Geschäftsstellen der Gutachter- 
ausschüsse für Grundstückswerte“ eingefügt. 

Artikel 17 

Mikrozensusverordnung 

Die Mikrozensusverordnung vom 14. Juni 1985 
(BGBl. I S. 967), zuletzt geändert durch Artikel 12 
Abs. 23 des Gesetzes vom 14. September 1994 
(BGBl. I S. 2325), wird aufgehoben. 
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Artikel 18 

Rückkehr zum einheitlichen Verordnungsrang 

Die auf Artikel 4 beruhenden Teile der Außen- 
handelsstatistik-Durchführungsverordnung können 
auf Grund der Ermächtigung des Außenhandelssta- 
tistikgesetzes durch Rechtsverordnung geändert, 
werden. 


Artikel 19 
Inkrafttreten 

Das Gesetz tritt mit Ausnahme des Artikels 13 
Nr. 1, 2, 3, 6, 7, 12, 15, 16b, 18 und 19 am Tage nach 
der Verkündung in Kraft. Artikel 13 Nr. 1, 2, 6, 7, 12, 
15, 16b, 18 und 19 tritt am 1. Juli 1997 und Artikel 13 
Nr. 3 ab 1. Januar 1999 in Kraft. 
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Begründung 


A. Allgemeiner Teil 

Die Bundesregierung hat mit Beschluß vom 4. April 
1995 den erweiterten Abteilungsleiter ausschuß Stati- 
stik mit der Leitung der Überprüfung des Programms 
der Bundesstatistik und der Erarbeitung von Vor- 
schlägen zur Reduzierung amtlicher Statistiken be- 
auftragt. Der Auftrag, amtliche Statistiken auf das 
absolut notwendige Maß zu reduzieren und die Be- 
fragten, vor allem die Unternehmen zu entlasten, ist 
eine der Maßnahmen, die die Bundesregierung zur 
Umsetzung des Regierungsprogramms, den Staat 
schlanker zu machen, ergriffen hat. Der erweiterte 
Abteilungsleiterausschuß Statistik delegierte die 
Überprüfung der ca. 230 Bundesstatistiken an fünf 
Projekt gruppen, die mit Vertretern der Datennutzer 
und -Produzenten aus Bund, Ländern, den kommu- 
nalen Spitzenverbänden, Verbänden der gewerb- 
lichen Wirtschaft, des Handwerks, der Landwirt- 
schaft, der Arbeitgeber und der Arbeitnehmer, der 
Bundesbank und der Wissenschaft besetzt waren. 
Auf der Grundlage der Arbeiten dieser Gruppen, die 
die Untersuchung nach vorgegebenen Prüfkriterien 
durchführten, hat der Ausschuß einen Zwischenbe- 
richt und eine umfangreiche Liste mit Kürzungsvor- 
schlägen erstellt. Er empfiehlt u. a. 

- die Einstellung von Statistiken sowie den Verzicht 
auf Erhebungsteile und -merkmale 

- die Verringerung von Stichprobenumfängen sowie 
die Verlängerung der Zeitabstände statistischer 
Erhebungen 

- die Zusammenfassung von Statistiken sowie die 
stärkere Nutzung von Verwaltungsdaten. 

Insgesamt erwies sich die Prüfung wegen der voraus- 
gegangenen Bereinigungs- und Rationalisierungs- 
maßnahmen in den Jahren 1980, 1984, 1986 sowie 
1993 und zugleich steigender Informationsanforde- 
rungen nationaler als auch gemeinschaftlicher Insti- 
tutionen an die amtliche Statistik als sehr schwierig. 
Mit dem fortschreitenden europäischen Integrations- 
prozeß hat vor allem der Statistikbedarf der EG zuge- 
nommen. Bei der Prüfung war daher zu berücksichti- 
gen, daß ein großer Teil der Statistiken nicht allein 
aufgrund nationaler Rechtsvorschriften, sondern 
auch aufgrund von Gemeinschaftsrecht durchzufüh- 
ren ist. 

Ein Teü der Vorschläge des erweiterten Abteilungs- 
leiterausschusses ist unmittelbar von den statisti- 
schen Ämtern des Bundes und der Länder umgesetzt 
worden; ein großer Teil erfordert eine Änderung be- 
stehender statistischer Rechtsvorschriften. Soweit 
diese Vorschläge Statistiken mit kurzfristigem Erhe- 
bungstumus betreffen, sind die Änderungen über- 
wiegend durch Rechtsverordnung geregelt worden, 
damit die Entlastung der Befragten sowie Kostenein- 
sparungen möglichst schnell wirksam werden. Da 


verschiedene Vorschriften dieser Statistikänderungs- 
verordnung, soweit sie auf die Verordnungsermächti- 
gung nach § 5 Abs. 4 des Bundesstatistikgesetzes 
gestützt sind, nur zeitlich befristet erlassen werden 
konnten, sieht der vorliegende Gesetzentwurf eine 
unbefristete Anordnung vor. Der Gesetzentwurf 
regelt ferner Einschränkungen und Rationalisierun- 
gen der 

- Handwerkstatistik 

- Handelsstatistik 

- Lohnstatistik 

- Kriegsopferfürsorgestatistik 

- Umweltstatistik 

- Agrarstatistik 

- Kostenstrukturstatistik und 

- Statistik im Produzierenden Gewerbe. 


B. Besonderer Teil 

Zu Artikel 1 

Zu den Nummern 1, 3 und 4 

Auf die Einbeziehung der handwerklichen Nebenbe- 
triebe soll bei künftigen Zählungen im Handwerk 
verzichtet werden. Dadurch werden Unternehmen 
mit einem handwerklichen Nebenbetrieb entlastet. 

Zu Nummer 2 

Die Gesamtzahl der in die vierteljährlichen Erhebun- 
gen einzubeziehenden Unternehmen von selbständi- 
gen Handwerkern wird von bisher 55 000 auf 50 000 
herabgesetzt. Diese Verringerung der Stichprobe 
führt zu einer erheblichen Entlastung der Hand- 
werksuntemehmen. 

Zu Artikel 2 

Zu den Nummern 1, 2 Buchstabe c und d, 
den Nummern 3 und 4 

Auf die jährliche Handelsvermittlungsstatistik soll 
verzichtet werden, weil der Informationswert im Ver- 
hältnis zum Aufwand gering ist. Durch die Einstel- 
lung der Erhebung werden die Unternehmen dieses 
Wirtschaftszweigs von statistischen Berichtspflichten 
entlastet. 

Zu Nummer 2 Buchstabe a und b 

Die Gesamtzahl der in die monatlichen Erhebungen 
höchstens einzubeziehenden Unternehmen im Groß- 
handel soll von 13 500 auf 9 000 und im Einzelhandel 
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von 35 000 auf 24 500 vermindert werden. Diese 
30%ige Verkleinerung des Berichtskreises der monat- 
lichen Stichprobenerhebungen entlastet die Unter- 
nehmen dieses Wirtschaftszweigs spürbar von stati- 
stischen Berichtspflichten. 

Zu den Nummern 5 und 6 

Abschnitt IV des Handelsstatistikgesetzes in der gel- 
tenden Fassung beinhaltet Änderungen zwischen- 
zeitlich außer Kraft getretener Gesetze sowie die Ber- 
lin-Klausel. Sie haben keine Bedeutung mehr und 
werden daher gestrichen. 

Der neue § 11 enthält eine Übermittlungsregelung 
gern. § 16 Abs. 4 Bundesstatistikgesetz. Damit soll 
dem Bedürfnis der Länder nach vollständigen Kreis - 
und Gemeindedaten der Zählungen im Handel und 
Gastgewerbe, wie sie bei der statistischen Ergebnis- 
darstellung anfallen, entsprochen werden. Bisher 
waren kostenträchtige Sonderauswertungen für Pla- 
nungszwecke erforderlich, die durch die Einführung 
der Übermittlungsregelung künftig entfallen. Da- 
durch werden Einsparungen in den statistischen 
Ämtern der Länder erzielt. 


Zu den Artikeln 3 und 4 

Der Merkmalskatalog der Außenhandelsstatistik (In- 
tra- und Extrahandel) ist bis auf wenige Merkmale 
durch Rechtsvorschriften der EG zwingend festge- 
legt. Das fakultative Merkmal „Einkaufs- oder Käu- 
ferland" soll künftig nicht mehr erhoben werden; fer- 
ner wird auf die Erhebung der Merkmalsausprägun- 
gen „Rohmasse" und „Kennzeichen des Beförde- 
rungsmittels" verzichtet. Der dadurch eintretende 
Informationsverlust ist gering. Die Vorschriften des 
Außenhandelsstatistikgesetzes sowie der Außenhan- 
delsstatistik-Durchführungsverordnung werden ent- 
sprechend geändert. 


Zu Artikel 5 

Die Vorschrift ordnet die Aufhebung des Gesetzes 
über eine Pressestatistik und damit die Einstellung 
dieser jährlichen Statistik an. Die Unternehmen des 
Verlagsgewerbes werden seit dem 1. Januar 1995 
aufgrund der geänderten Klassifikation der Wirt- 
schaftszweige (Ausgabe 1993), die auf der Basis der 
Verordnung (EWG) Nr. 3037/90 des Rates vom 9. Ok- 
tober 1990 betreffend die statistische Systematik der 
Wirtschaftszweige in der EG erstellt worden ist, dem 
Verarbeitenden Gewerbe zugeordnet. Dadurch wer- 
den wichtige Teile des Erhebungsprogramms der 
Pressestatistik im Rahmen der Statistiken, die in die- 
sem Wirtschaftszweig durchgeführt werden, z. B. 
nach dem Gesetz über die Statistik im Produzieren- 
den Gewerbe, auch weiterhin erhoben. 

Darüber hinaus können verschiedene, bisher durch 
die Pressestatistik bereitgestellte Informationen auf 
andere Weise gewonnen werden. Branchenspezifi- 
sche Besonderheiten (z. B. Auflagenhöhe und Anzei- 
genaufkommen) werden bisher schon durch private 
Institutionen ermittelt. 


Zu Artikel 6 

Zu den Nummern 1 und 2 

Die für die laufenden Verdiensterhebungen in Indu- 
strie und Handel zugelassene Überschreitung des 
Stichprobenumfangs, die nach der Vereinigung 
Deutschlands zur Erlangung aussagekräftiger und 
repräsentativer Ergebnisse für die neuen Länder 
erhöht worden war, kann für die Erhebungen nach 
§ 4 Abs. 1 Nr. 2 und 3 von 7 000 auf 2 500 Betriebe 
gesenkt werden. 

Gleichzeitig werden die Regelungen des Artikels 8 
Nr. 5 der Statistikanpassungsverordnung zu § 10 
Satz 2, die als Fußnote in der Neubekanntmachung 
des Gesetzes vom 22. April 1996 (BGBl. I S. 598) auf- 
geführt sind, in § 10 Satz 2 des Gesetzes aufgenom- 
men. Infolgedessen wird die Fußnote gestrichen. 

Zu Nummer 3 

Die Periodizität der Lohn- und Gehaltsstatistiken 
wird von fünf- auf sechsjährlich verlängert. 

Zu Artikel 7 

Die Vorschrift ordnet die Einstellung der jährlichen 
Erhebung der Studentenwohnplätze an. Informatio- 
nen über Studentenwohnplätze, die mit öffentlichen 
Mitteln errichtet oder gefördert worden sind, können 
aus einer jährlich vom Deutschen Studentenwerk 
durchgeführten Geschäftsstatistik gewonnen wer- 
den. 

Zu Artikel 8 

Die Statistik der Kriegsopferfürsorge soll ab dem Jahr 
2000 nur noch im zweijährlichen Turnus durchge- 
führt werden. Der dadurch eintretende Informations- 
verlust ist vertretbar. 

Bis zum Jahr 2000 ist noch eine jährliche Bereitstel- 
lung von statistischen Informationen erforderlich, um 
das altersbedingte Ansteigen der Zahl der Empfän- 
ger von Hilfe zur Pflege, insbesondere von Hilfe zur 
Pflege in Heimen, im Zusammenhang mit den neu 
eingeführten „gedeckelten" Leistungen der Pflege- 
versicherung für den Bereich der stationären Pflege 
zeitnah beobachten zu können. Bereits heute beträgt 
das Durchschnittsalter der Leistungsempfänger der 
Kriegsopferfürsorge rd. 78 Jahre, so daß gerade in 
den nächsten Jahren eine ausgeprägte Dynamik die- 
ses Prozesses erwartet wird. 

Zu Artikel 9 

Die Vorschrift ordnet die Einstellung der Statistik 
über die Durchführung von Maßnahmen zur Rehabi- 
litation an, weil aktuelles Datenmaterial der beteilig- 
ten Leistungsträger herangezogen werden kann. 

Zu Artikel 10 

Zur Entlastung der Gesundheitsämter sowie der sta- 
tistischen Ämter des Bundes und der Länder be- 
stimmt die Vorschrift eine Periodizitätsverlängerung 
der Statistik über die Geschlechtskrankheiten von 
monatlich auf jährlich. 
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Zu Artikel 11 

Zu Nummer 1 

Die Vorschrift sieht den Verzicht auf die Erfassung 
des Merkmals „erkennbare Fehlbildungen" bei Neu- 
geborenen in der Statistik der natürlichen Bevölke- 
rungsbewegung vor. Ein im Rahmen dieser Erhe- 
bung auftretendes Problem war eine erhebliche Un- 
tererfassung des Merkmals. Qualitativ bessere Daten 
können aus der Krankenhausdiagnose-Statistik ge- 
wonnen werden, die seit 1993 durchgeführt wird. 

Zu Nummer 2 

Die Regelung bereinigt den Merkmalkatalog der Sta- 
tistik der rechtskräftigen Entscheidungen in Ehe- 
sachen. Angaben zur Religionszugehörigkeit fallen 
nach dem geltenden Scheidungsrecht bei den Ge- 
richten im Rahmen der Ehescheidungsverfahren 
nicht mehr an und können daher nicht mehr erhoben 
werden. 

Zu Artikel 12 

Zu den Nummern 1 bis 4, 6 und 7 

Durch diese Regelungen werden die in den Vor- 
schriften der Statistiken zur Abfallwirtschaft (§§ 2 bis 
5 des Umweltstatistikgesetzes) verwendeten Begriffe 
an die Begriffe des am 7. Oktober 1996 in Kraft tre- 
tenden Kreislaufwirtschafts- und Abfallgesetzes vom 
27. September 1994 (BGBl. I S. 2705) angepaßt. 

Das Kreislaufwirtschafts- und Abfallgesetz (KrW-/ 
AbfG) verwendet statt des Begriffs „Rückstand" den 
Begriff „Abfall" (§ 3 Abs. 1 KrW-/AbfG), anstelle der 
Begriffe „Sekundärrohstoff und Abfall" die Begriffe 
„Abfall zur Verwertung und Abfall zur Beseitigung" 
(§ 3 Abs. 1 Satz 2 KrW-/AbfG). Nach § 3 Abs. 7 KrW-/ 
AbfG umfaßt die Abfallentsorgung die Verwertung 
und Beseitigung von Abfällen. Die noch im Entwurf 
der Bundesregierung vorgesehenen Begriffe „Rück- 
stand; Sekundärrohstoff und Abfall" (BT-Drucksache 
12/5672) sind nicht übernommen, sondern durch die 
vorgenannten Begriffe ersetzt worden. Damit wurde 
zugleich die EG-Nomenklatur der Richtlinie 75/442/ 
EWG des Rates vom 15. Juli 1975 über Abfälle (ABI. 
Nr. L 194 vom 25. Juli 1975, S. 47) in der geänderten 
Fassung der Richtlinie 91/156/EWG des Rates vom 
18. März 1991 (ABI. Nr. L 78 vom 26. März 1991, 
S. 32) umgesetzt. 

Aus Gründen der Normenklarheit und einheitlichen 
Begriffsbestimmung ist es erforderlich, diese Begriffe 
auch bei der Durchführung der Statistiken zur Ab- 
fallwirtschaft zu verwenden. Die diesbezüglichen 
Vorschriften des Umweltstatistikgesetzes werden da- 
her entsprechend angepaßt. 

Zu Nummer 5 

Die Erhebung der Wasserversorgung und Abwasser- 
beseitigung in der Landwirtschaft soll gemeinsam 
mit Erhebungen, die zum Grundprogramm der 
Agrarberichterstattung gehören, als sogenannte inte- 
grierte Erhebung zu einem gemeinsamen Termin 
durchgeführt und daher die Periodizität von dreijähr- 


lich auf viertel] ährlich verlängert werden. Dadurch 
können die auskunftspfhchtigen landwirtschaft- 
lichen Unternehmen und Betriebe entlastet werden. 

Zu Artikel 13 

Zu den Nummern 1, 2, 6, 1, 12, 15, 16 Buchstabe b, 
den Nummern 18 und 19 

Auf Grund der ständig zurückgehenden Zahl mel- 
dender Betriebe - die Teilnahme ist freiwillig - und 
der z. T. fehlenden Repräsentativität der Ergebnisse, 
insbesondere auf regionaler Ebene, werden die Be- 
triebs- und Marktwirtschaftlichen Meldungen mit 
Ablauf des Wirtschaftsjahrs 1996/1997 ab 1. Juli 1997 
eingestellt. Die entstehenden Informationslücken 
können z. Z. durch Daten aus anderen Quellen teil- 
weise ausgeglichen werden. Die für den Bund unver- 
zichtbaren Merkmale „Aussaatflächen" und „Vor- 
ratsbestände" werden unter Reduzierung der Erhe- 
bungsmerkmale und Verlängerung der Periodizität 
in die bisherige Ernte- und Betriebsberichterstattung 
übernommen. Die Ergebnisse über die betriebliche 
Verwendung der Müch werden in der Müchstatistik 
derzeit für die ergänzende Schätzung nach § 65 
Agrarstatistikgesetz herangezogen. Nach dem Weg- 
fall der Betriebs- und Marktwirtschaftlichen Meldun- 
gen können die Länder, bei entsprechender Eignung 
des Berichtskreises, dieses Merkmal über die Emte- 
und Betriebsberichterstattung erheben oder auf 
andere Daten (z. B. der Landeskontrollverbände) 
zurückgreifen. 

Zu Nummer 3 

Insbesondere zur Entlastung der Auskunftspflich- 
tigen wird die jährliche Feststellung der betrieb- 
lichen Einheiten im Rahmen der Bodennutzungs- 
haupterhebung auf eine zweijährliche Periodizität 
verlängert. In den Zwischenjahren kann die Betriebs- 
größenstruktur für die laufende Beurteüung der 
strukturellen Entwicklung auf Bundes- und Landes - 
ebene aus dem repräsentativen Teü der Bodennut- 
zungshaupterhebung geschätzt werden. Unter Anle- 
gung des strengen Maßstabs für die Gesamtüberprü- 
fung der Bundesstatistik muß allerdings auf tiefer 
regionalisierte Ergebnisse verzichtet werden. 

Die Feststellung der betrieblichen Einheiten dient 
zugleich der Aktualisierung des Betriebsregisters 
Landwirtschaft. Für das Jahr 1999 ist die nächste 
Landwirtschaftszählung vorgesehen. Daher ist es im 
Hinblick auf die dazu erforderliche Bestandsauf- 
nahme des Anschriftenmaterials nicht zweckmäßig, 
bereits im Jahr vor dieser Grunderhebung die allge- 
meine Feststellung der betrieblichen Einheiten erst- 
mals ausf allen zu lassen. Für die Zwischenjahre nach 
1999 sind die Voraussetzungen zur Nutzung anderer 
Verwaltungsregister (z. B. landwirtschaftliche Sozial- 
versicherungsträger) für die Aktualisierung des Be- 
triebsregisters zu schaffen. 

Zu den Nummern 4 und 5 

Die Baumschulerhebung soll, ausgehend vom Erhe- 
bungsjahr 1996, künftig bundesweit nur noch viertel- 
jährlich anstatt bisher zweijährlich bzw. jährlich in 
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den Ländern Baden-Württemberg, Niedersachsen, 
Nordrhein- Westfalen und Schleswig-Holstein durch- 
geführt werden. Durch diese Periodizitätsverlänge- 
rung der als Totalerhebung durchgeführten Statistik 
werden die Betriebe entlastet. Zugleich wird die Peri- 
odizität der Baumschulerhebung an die der allgemei- 
nen Gemüse- und Zierpflanzenerhebung angepaßt, 
so daß diese Erhebungen im Bereich des Gartenbaus 
zeitlich zusammengelegt werden können. Als Folge- 
änderung wird auf die Merkmale „Alter und Ent- 
wicklungsstand der Pflanzen" verzichtet, deren Er- 
hebung über einen mehrjährigen Zeitraum keine 
sinnvollen Ergebnisse erbringt. 

Zu den Nummern 8 bis 11, 13 und 14 

Zur Entlastung der Betriebe und Unternehmen wird 
die Periodizität der Holzstatistik sowie der Düngemit- 
telstatistik auf Dauer deutlich verlängert, und zwar 
von vierteljährlich auf halbjährlich bzw. von monat- 
lich auf vierteljährlich. Die dadurch entstehenden 
Informationslücken sind für die Verwendungszwecke 
dieser Statistiken in Ansehung des strengen Maßsta- 
bes, der bei der Gesamtüberprüfung des Programms 
der Bundesstatistik anzulegen war, vertretbar. 

Zu Nummer 16 Buchstabe a und Nummer 17 

Die Aufbereitung der Fangstatistik für die Hochsee- 
und Küstenfischerei über die der Quotenüberwa- 
chung unterliegenden Fischarten wird der zuständi- 
gen Bundesbehörde, derzeit die Bundesanstalt für 
Landwirtschaft und Ernährung, übertragen. Sie er- 
hält die aufgrund von gemeinschaftsrechtlichen Vor- 
schriften vorzunehmenden Meldungen über die der 
Quotenüberwachung unterliegende Fischereitätig- 
keit. Aus diesen Meldungen können auch die für die 
Anlandestatistik benötigten Angaben übernommen 
werden. Dadurch können Doppelarbeiten vermieden 
werden. Die Anlandeergebnisse werden weiterhin 
vom Statistischen Bundesamt aufbereitet und veröf- 
fentlicht, das für die Erhebung der Aufbereitung der 
übrigen Teile der Hochsee- und Küstenfischereista- 
tistik zuständig ist. 

Zu Nummer 16 Buchstabe c 

Zur Entlastung der Auskunftspflichtigen von Doppel- 
befragungen, Verringerung des Erhebungsaufwan- 
des und Einsparung von Kosten in den öffentlichen 
Haushalten wird die Möglichkeit zur Nutzung vor- 
handener Verwaltungsdaten im Agrarbereich für 
Zwecke der Agrarstatistik geschaffen. Sie ermög- 
licht, im Rahmen von Verwaltungsmaßnahmen den 
Landwirtschaftsbehörden erteüte Angaben für die 
Bodennutzungshaupterhebung und die Viehzählung 
zu verwenden, soweit die Angaben mit Merkmalen 
dieser Statistiken übereinstimmen und sich auf die- 
selben Erhebungszeiträume beziehen. Darunter fal- 
len z. B. Angaben aus dem Integrierten Verwaltungs- 
und Kontrollsystem, das zur Durchführung der 1992 
beschlossenen Reform der Gemeinsamen Agrarpoli- 
tik durch Verordnung (EWG) Nr. 3508/92 des Rates 
vom 27. November 1992 eingerichtet worden ist. 
Artikel 1 Abs. 3 Satz 3 dieser Verordnung erlaubt den 
Mitgliedstaaten, die hierfür erteüten Daten auch für 
statistische Zwecke zu verwenden. 


Durch eine Nutzung von Angaben, die den Landwirt- 
schaftsbehörden vorliegen, kann vermieden werden, 
daß die gleichen Angaben nochmals von den land- 
wirtschaftlichen Unternehmen und Betrieben für die 
Agrarstatistiken erteilt werden müssen. 

Satz 2 regelt die Auskunftspflicht der zuständigen 
Verwaltungsbehörden für diese Angaben. 

Zu Artikel 14 

Zu Nummer 1 

Die Kostenstrukturerhebungen im Verlagswesen 
sind bereits durch Verordnung vom 13. Oktober 1994 
(BGBl. I S. 2971) ab 1. Januar 1995 ausgesetzt wor- 
den, nachdem das Verlagsgewerbe durch die Ände- 
rung der Wirtschaftszweigsystematik dem Verarbei- 
tenden Gewerbe zugeordnet worden ist. Aufgrund 
der geänderten wirtschaftszweigsystematischen Zu- 
ordnung werden die Verlagsuntemehmen ein- 
schließlich der Unternehmen im Sinne des Gesetzes 
über eine Pressestatistik, das durch das vorliegende 
Gesetz aufgehoben wird, in die Kostenstrukturstati- 
stiken nach § 3 Buchst. B Ziffer II des Gesetzes über 
die Statistik im Produzierenden Gewerbe einbezo- 
gen. Auf eine Einbeziehung dieser Unternehmen in 
die Erhebungen nach dem Gesetz über Kostenstruk- 
turstatistik wurde deshalb verzichtet. Die aufgrund 
des § 5 Abs. 4 des Bundesstatistikgesetzes erlassene 
Aussetzungsverordnung hat nur eine Geltungsdauer 
von vier Jahren. Artikel 14 Nr. 1 regelt die unbefriste- 
te Streichung dieser Erhebungen im Verlagswesen. 

Zu Nummer 2 

Diese Regelung sieht vor, bei der Kostenstrukturstati- 
stik von freiwilligen Erhebungen auf Auskunfts- 
pflicht überzugehen. Auf diese Weise wird es mög- 
lich, den Verwaltungsaufwand zu reduzieren und zu- 
gleich zuverlässigere und aktuellere Ergebnisse zu 
gewinnen, die den gestiegenen Anforderungen an 
die Qualität und Aktualität der Daten genügen. 

Im Jahre 1959, als das Gesetz über die Kostenstruk- 
turstatistik geschaffen wurde, ging der Gesetzgeber 
davon aus, daß der erforderliche Repräsentation - 
grad von 5 v. H. der Unternehmen auf freiwilliger 
Grundlage erreicht werden könne. Seit dieser Zeit 
haben sich die Verhältnisse in zweifacher Hinsicht 
geändert: Zum einen ist es zunehmend schwieriger 
geworden, eine ausreichende Zahl an Unternehmen 
für eine Teilnahme an den freiwilligen Erhebungen 
zu gewinnen, zum anderen sind die Anforderungen 
an die Qualität der Ergebnisse gestiegen. 

Die Rücklaufquoten sind trotz intensiven Werbens 
der Statistischen Ämter und der Verbände deutlich 
gesunken. Sie liegen in einigen Wirtschafts bereichen 
inzwischen nur noch bei 3,7 % der angeschriebenen 
Unternehmen, womit in diesen Bereichen der für hin- 
reichend zuverlässige Ergebnisse erforderliche Re- 
präsentationsgrad nicht mehr erreicht werden kann. 
Aufgrund der geringen Rücklaufquoten müssen zu- 
dem bis zu 25 mal mehr Unternehmen angeschrieben 
werden, um die gleiche Anzahl von Meldungen zu 
erhalten wie bei obligatorischen Erhebungen. Da- 
durch entsteht ein außerordentlicher Verwaltungs- 
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aufwand, der mit der neuen Regelung spürbar redu- 
ziert werden kann. 

Zugleich beeinträchtigen die gesunkenen Antwort- 
quoten in erheblichem Maße die Ergebnisqualität, 
weil die freiwillig meldenden Unternehmen immer 
weniger einen repräsentativen Querschnitt der Grund- 
gesamtheit aller Einheiten darstellen. Wie die statisti- 
sche Praxis zeigt, ist die Bereitschaft, sich an freiwilli- 
gen Erhebungen zu beteiligen, je nach Art, Größe und 
Tätigkeit der Unternehmen sehr unterschiedlich aus- 
geprägt. Dies schlägt sich in systematischen Ergebnis- 
verzerrungen nieder, die erfahrungsgemäß um so gra- 
vierender sind, je niedriger die Rücklauf quote hegt. 

Auch hinsichtlich der Aktualität der Daten bestehen 
Probleme, weil den Unternehmen häufig sehr lange 
Antwortfristen eingeräumt werden müssen, damit sie 
überhaupt bereit sind, sich freiwülig an den Erhe- 
bungen zu beteiligen. Dadurch können die Ergeb- 
nisse nur mit großen Verzögerungen erstellt werden. 

Angesichts der stark gestiegenen Bedeutungen der 
in die Kostenstrukturstatistik einbezogenen Wirt- 
schaftsbereiche für Wachstum und Beschäftigung 
der gesamten Wirtschaft werden an die Zuverlässig- 
keit und Aktualität der Ergebnisse inzwischen höhe- 
re Anforderungen gestellt. Die Ergebnisse der Ko- 
stenstrukturstatistiken sind u. a. eine sehr wichtige 
Datenquelle für die Erstellung der Volkswirtschaft- 
lichen Gesamtrechnungen und die Berechnung des 
Bruttosozialprodukts. Das Bruttosozialprodukt dient 
seit 1988 u. a. als Bemessungsgrundlage für die 
Eigenmittelleistungen an die EG. Daraus ergeben 
sich auch höhere Genauigkeitsanforderungen der 
Kommission an die Ergebnisse der Statistik. Ferner 
entstehen Datenheferverpflichtungen an das Statisti- 
sche Amt der EG aufgrund der EG -Unternehmens - 
struktur-Statistikverordnung, die voraussichtlich noch 
im Herbst 1996 vom Rat verabschiedet werden wird. 
Auch zur Erfüllung dieser Verpflichtungen müssen 
die Ergebnisse der Kostenstrukturstatistik bestimm- 
ten Genauigkeitsanforderungen genügen. 

Die neue Regelung ist hierfür ein geeignetes und ver- 
hältnismäßiges Mittel. Darüber hinaus wird die Bun- 
desregierung Kürzungen bei den Fragen zu den ein- 
zelnen Erhebungsmerkmalen vornehmen, damit die 
Auskunftgebenden entlastet werden. 

Zu Artikel 15 

Zu Nummer 1 

Die Stichprobe zur jährlichen Kostenstrukturerhe- 
bung und zur vieljährlichen Material- und Warenein- 
gangserhebung im Bergbau und Verarbeitenden Ge- 
werbe muß auf Basis der neu eingeführten Klassifika- 
tion der Wirtschaftszweige (Ausgabe 1993) eine um 
rd. ein Fünftel erhöhte Zahl von Wirtschaftszweigen 
und Größenklassen unterscheiden. Da aber eine Dar- 
stellung der Ergebnisse nach getrennten Gebiets- 
ständen nicht mehr vorgesehen ist, kann der Stich- 
probenumfang für beide Erhebungen jeweüs von 
20 000 auf künftig 18 000 Unternehmen reduziert 
werden, ohne daß die zu erwartenden Informations- 
verluste einen nicht mehr vertretbaren Stichproben- 
fehler bedingen. 


Zu Nummer 2 Buchstabe a und b 

Die Erhebung des Merkmals „Arbeitgeberzulagen 
zur Vermögens büdung" ist unbedeutend geworden, 
so daß auf eine Erfassung zukünftig verzichtet wer- 
den kann. 

Zu Nummer 2 Buchstabe c 

Wegen der Verlängerung der Periodizität der Erhe- 
bungen im Ausbaugewerbe von monatlich auf vier- 
teljährlich ist bei den jährlichen Erhebungen eine 
Anpassung des Berichtszeitraumes erforderlich. 

Zu Artikel 16 

Für die Preise veräußerter Grundstücke sind nach 
der geltenden Fassung von § 7 des Gesetzes über die 
Preisstatistik ausschließlich die Finanzämter aus- 
kunftspflichtig. In vielen Bundesländern hegen die 
benötigten Daten inzwischen den Gutachteraus- 
schüssen für Grundstückswerte, und zwar überwie- 
gend in automatisierter Form, vor. Um eine Nutzung 
dieser Daten zu ermöglichen und insoweit die 
Finanzämter zu entlasten, wird der Kreis der Aus- 
kunftspflichtigen entsprechend ergänzt. 

Zu Artikel 17 

Durch das Außerkrafttreten des Mikrozensusgeset- 
zes vom 10. Juni 1985 ist die Mikrozensusverord- 
nung, die den Inhalt der Fragen der in diesem Gesetz 
geregelten Erhebungsmerkmale festlegte, gegen- 
standslos geworden. Die Vorschrift sieht daher die 
Aufhebung der Mikrozensusverordnung vor. 

Zu Artikel 18 

Die Regelung ist erforderlich, um eine „Versteine- 
rung" der durch Gesetz geänderten Teüe der Rechts- 
verordnung zu vermeiden und zukünftig eine Ände- 
rung durch Rechtsverordnung zu ermöglichen. 

Zu Artikel 19 

Die Vorschrift regelt das Inkrafttreten des Gesetzes. 

C. Kosten 

Die vorgesehenen Änderungen der Bundesstatisti- 
ken werden nach überschläglicher Schätzung zu Ein- 
sparungen bei Bund und Ländern in Höhe von insge- 
samt ca. 6,3 Mio. DM führen; davon entfallen rd. 
2 Mio. DM auf Einschränkungen, die bereits durch 
die Statistikänderungsverordnung vom . . . angeord- 
net worden sind. 

Durch den Vollzug des Gesetzes entstehen bei der 
Wirtschaft keine Kosten; vielmehr werden die Unter- 
nehmen durch die Einstellung verschiedener Statisti- 
ken sowie die Reduzierung von Stichprobenumfän- 
gen, Erhebungsmerkmalen und Erhebungshäufig- 
keit bei Statistiken im Handwerk, Handel, Produzie- 
renden Gewerbe und im Agrarbereich von statisti- 
schen Meldepflichten entlastet. 

Auswirkungen auf Einzelpreise und das Preisniveau, 
insbesondere das Verbraucherpreisniveau, sind durch 
die Einschränkungen nicht zu erwarten. 
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Anlage 2 


Stellungnahme des Bundesrates 


1 . Zu Artikel 1 (Handwerkstatistikgesetz) 

a) Der Bundesrat bittet die Bundesregierung zu 
prüfen, ob Artikel 1 dahingehend geändert 
werden kann, daß handwerkliche Nebenbe- 
triebe auch weiterhin im Rahmen der künfti- 
gen Totalzählungen des Handwerks wegen 
der großen Bedeutung für die Bewertung der 
Wachstumsdynamik in diesem Bereich erfaßt 
werden können. 

b) Der Bundesrat bittet die Bundesregierung fer- 
ner zu prüfen, die vierteljährliche Erhebung 
nach § 3 Abs. 3 Handwerkstatistikgesetz auf 
halbjährlichen Rhythmus umzustellen, um da- 
mit die aus fachlicher Sicht wichtigere Erfas- 
sung der handwerklichen Nebenbetriebe im 
Rahmen künftiger Totalzählungen des Hand- 
werks zu erhalten und gleichzeitig einen 
etwas höheren Einspareffekt in der laufenden 
Statistik zu erzielen. 

Begründung 

Die Notwendigkeit von Kosteneinsparungen bei 
öffentlichen Haushalten und Unternehmen erfor- 
dert auch einen Beitrag aus dem Bereich der 
Handwerkstatistik. In der Abwägung der negati- 
ven Folgen erscheint die Umstellung der viertel- 
jährlichen Erhebung auf halbjährlichen Rhyth- 
mus weniger gravierend als die Nichterfassung 
handwerklicher Nebenbetriebe in einer Total- 
zählung. Handwerkliche Nebenbetriebe stellen 
rund acht Prozent aller Handwerksbetriebe und 
haben rund 40 000 Beschäftigte. Ohne sie würde 
eine Totalzählung kein vollständiges Büd über 
das beschäftigungspolitisch sehr bedeutsame 
Handwerk liefern. 

2. Zu Artikel 6 Nr. 01 - neu - (§ 1 Abs. 2 

Gesetz über die 
Lohnstatistik) 

In Artikel 6 ist vor Nummer 1 folgende 
Nummer 01 einzufügen: 

'01. § 1 Abs. 2 wird wie folgt gefaßt: 

„ (2) Die Statistik nach Absatz 1 Nr. 1 wird 
nicht in den Ländern Baden-Württemberg, 
Berlin, Freie Hansestadt Bremen, Freie und 
Hansestadt Hamburg und Saarland durch- 
geführt. “ 

Begründung 

Die Statistik liefert für Baden- Württemberg keine 
repräsentativen Ergebnisse, da in der Betriebs- 
Struktur im Land größere Betriebe mit Fremd- 
Dauerarbeitskräften fehlen. Repräsentative Bun- 
desergebnisse sind daher eher ohne als mit 
der Beteiligung baden-württembergischer Aus- 
kunft spflichtiger zu erreichen. 


3. Zu Artikel 7 Nr. 2 Buchstabe al - neu - 

(§ 3 Hochschulstatistikgesetz) 

In Artikel 7 Nr. 2 ist nach dem neuen 
Buchstaben a folgender Buchstabe al einzufü- 
gen: 

,al) In Absatz 1 Nr. 5 werden die Worte „jährlich 
zum 1. Oktober“ durch die Worte „in jedem 
zweiten Jahr, beginnend am 1. Oktober 
1997“ ersetzt. 1 

Begründung 

Zur Gewinnung der für die Förderung nach dem 
Hochschulbauförderungsgesetz notwendigen In- 
formationen ist auch eine Erhebung im Zwei- 
Jahres-Rhythmus ausreichend. 


4. Zu Artikel 7 Nr. 5 - neu - (§ 6 Hochschul- 
statistikgesetz) 

In Artikel 7 ist nach Nummer 4 folgende 
Nummer 5 anzufügen: 

,5. § 6 wird wie folgt geändert: 

a) Der bisherige Text wird Absatz 1. 

b) Nach Absatz 1 wird folgender Absatz 2 an- 
gefügt: 

„(2) An die für Wissenschaft und For- 
schung zuständigen obersten Landes- und 
Bundesbehörden dürfen für die Verwen- 
dung gegenüber den gesetzgebenden Kör- 
perschaften und für Zwecke der Planung, 
jedoch nicht für die Regelung von Einzel- 
fällen, vom Statistischen Bundesamt und 
den Statistischen Ämtern der Länder Ta- 
bellen mit statistischen Ergebnissen über- 
mittelt werden, auch soweit Tabellenfelder 
nur einen einzigen Fall aus weisen. “ 1 

Begründung 

Der neue Absatz 2 des § 6 Hochschulstatistikge- 
setz enthält eine Übermittlungsregelung gemäß 
§ 16 Abs. 4 Bundesstatistikgesetz. 

Damit soll den Bedürfnissen der Länder und des 
Bundes nach tief gegliederten Statistiken aus 
dem Hochschulbereich entsprochen werden. Bis- 
her wären kostenträchtige Sonderauswertungen 
für Planungszwecke erforderlich gewesen, die 
durch die Einführung der Übermittlungsregelung 
nicht mehr nötig sind. Einsparungen, sowohl bei 
den statistischen Ämtern als auch bei den Lan- 
desbehörden, sind durch diese Übermittlungs- 
vorschrift in erheblichem Maße möglich. 
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Im übrigen wird mit dieser ergänzenden Formu- 
lierung im Gesetz die Rechtssicherheit verbes- 
sert. 

5. Zu Artikel 7 Nr. 6 - neu - (§ 7 Abs. 3 Nr. 2 Hoch- 

schulstatistikgesetz) 

In Artikel 7 ist nach Nummer 5 - neu - folgende 
Nummer 6 - neu - anzufügen: 

,6. In § 7 Abs, 3 Nr. 2 wird das Wort „elf" durch 
das Wort „sechzehn" ersetzt. 1 

Begründung 

Die Stimmenzahl des Bundes ist jetzt an die Er- 
fordernisse der Wiedervereinigung anzupassen. 

6. Zu Artikel 12 Nr. 5 (§ 8 Umweltstatistikgesetz) 

In Artikel 12 Nr. 5 sind in § 8 Satz 1 die Worte 
„vier Jahre" durch die Worte „sechs Jahre" zu er- 
setzen. 

Begründung 

Die die Wasserversorgung und Abwasserbeseiti- 
gung betreffenden Vorschriften des Umweltstati- 
stikgesetzes haben u. a. auch eine wasserwirt- 
schaftliche Gesamtschau zum Ziel. Dies setzt 
synchrone, zumindest jedoch im mittelfristigen 
Zeitraum aufeinander abgestimmte Erhebungen 
voraus. Die im Gesetzentwurf der Bundesregie- 
rung vorgesehene einseitige Verlängerung der 
Periodizität auf vier Jahre in dem Bereich der 
Wasserversorgung und Abwasserbeseitigung in 
der Landwirtschaft würde dies verhindern. 

Die im Gesetzentwurf der Bundesregierung vor- 
gesehene Integration der Wasserversorgung und 
Abwasserbeseitigung in der Landwirtschaft in 
die Agrarberichterstattung ist auch aus methodi- 
schen und erhebungstechnischen Gründen abzu- 
lehnen. Den Erhebungen hegen von ihren Ziel- 
setzungen her unterschiedliche Stichprobenkon- 
zepte zugrunde. Außerdem bezieht sich die Was- 
ser-/ Abwasser-Erhebung auch auf außerhalb der 
Landwirtschaft befindliche Einrichtungen. 

7. Zu Artikel 12 Nr. 5a- neu - (§ 15 Umwelt- 

statistikgesetz) 

In Artikel 12 ist nach Nummer 5 folgende 
Nummer 5 a einzufügen: 

,5 a. In § 15 Abs. 1 Nr. 1 werden nach dem Wort 
„Unternehmen" die Worte „und Betrieben" 
ein gefügt.' 

Begründung 

Durch die Beschränkung der Berichtspflicht auf 
Unternehmen ist eine Gliederung der Umwelt- 
schutzinvestitionen nach Ländern nicht mehr 
möglich, da eine Reihe von Unternehmen in 
mehreren Ländern Betriebe besitzen. Dadurch 
verliert die Erhebung u. a. für die Länder an Aus- 
sagekraft und Bedeutung. 


Der Aufwand für die Ermittlung von länderspezi- 
fischen Ergebnissen ist gering, da die Zahl der 
Mehrländer-Untemehmen beschränkt ist und 
diesen ohnehin die Ergebnisse der Einzelbetrie- 
be vorliegen. Andererseits bestimmen gerade 
diese Unternehmen in besonderem Maße das Er- 
hebungsergebnis, da es sich in der Regel um 
Großunternehmen handelt. 

8. Zu Artikel 12 (Umweltstatistikgesetz) 

Der Bundesrat bittet die Bundesregierung, im 
weiteren Gesetzgebungsverfahren sicherzustel- 
len, daß in Artikel 12 eine durchgehende sprach- 
liche Anpassung an das Kreislaufwirtschafts- und 
Abfallgesetz vom 27. September 1994, BGBl. I 
S. 2705, vor genommen wird, um zu keiner Aus- 
dehnung des Anwendungsbereichs des Umwelt- 
statistikgesetzes gegenüber dem Bereich von 
1994 zu gelangen. 

Es ist nicht Ziel des 3. StatBerG, das UStatG von 
1994 materiell auszudehnen und dadurch eine 
zusätzüche Belastung der Wirtschaft zu bewir- 
ken. Dies würde jedoch geschehen, wenn die 
durch das Kreislaufwirtschaftsgesetz neu defi- 
nierten Abfallbezeichnungen, die das UStatG 
verwendet, nicht angepaßt würden. So umfaßt 
z. B. nun die in § 2 Abs. 1 Nr. 1 angesprochene 
„Abfallentsorgung" gern. § 3 Abs. 7 KrWG an- 
ders als bei Erlaß des UStatG auch die Verwer- 
tung und nicht lediglich die Beseitigung. 

9. Zu Artikel 13 Nr. 3 (§ 7 Agrarstatistikgesetz) 
Artikel 13 Nr. 3 ist wie folgt zu fassen: 

,3. § 7 Nr. 1 wird wie folgt gefaßt: 

„1. allgemein alle zwei Jahre, beginnend 
1999; hierbei werden Merkmale zur Fest- 
stellung der betrieblichen Einheiten erho- 
ben;"'. 

Begründung 

Die Hopfenanbaustatistik kann gestrichen wer- 
den, da die entsprechenden Daten bereits nach 
der Verordnung (EWG) Nr. 1696/71 des Rates 
vom 26. Juü 1971 (Abi. L 175 vom 4. August 1971 
S. 1, zuletzt geändert durch 394 R 3290 Abi. L 349 
vom 31. Dezember 1994 S. 105) über die gemein- 
same Marktorganisation für Hopfen erhoben 
werden. 

10. Zu Artikel 13 Nr. 7 a - neu - r den Artikeln 10 

und 11 (§§ 78, 82 bis 84 Agrarstatistikgesetz) 

Artikel 13 ist wie folgt zu ändern: 

a) Nach Nummer 7 ist folgende Nummer 7 a ein- 
zufügen: 

„7 a. § 78 Nr. 2 wird aufgehoben. " 

b) Nummer 10 ist wie folgt zu fassen: 

,10. Im Zwölften Abschnitt werden im Dritten 
Unterabschnitt die Überschrift „Erhebung 
in Betrieben der Holzbearbeitung" gestri- 
chen und die § § 82 bis 84 aufgehoben. 11 ' 

c) Nummer 11 ist zu streichen. 
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Begründung 

Die Holzfachstatistik ist für die überwiegend 
kleineren holzbearbeitenden Betriebe eine be- 
sondere Zusatzbelastung. Sie dient nur wenigen 
Konsumenten. Auf die detaillierte Statistik kann 
verzichtet werden, da sie neben der laufenden 
Produktionserhebung nach dem Gesetz über die 
Statistiken im Produzierenden Gewerbe durch- 
geführt wird. 

11. Zu Artikel 15 Nr. 1 (§ 3 Gesetz über die Statistik 

im Produzierenden Gewerbe) 

Die in Artikel 15 in Nummer 1 vorgesehene Re- 
duzierung des Stichprobenumfanges der Kosten- 
strukturerhebung im Bergbau und Verarbeiten- 
den Gewerbe bedingt weitere Entlastungen für 
die auskunftspflichtigen Unternehmen und wird 
daher begrüßt. 

Die Bundesregierung wird gebeten, dafür Sorge 
zu tragen, daß auch zukünftig für die beiden Ge- 
bietsstände „früheres Bundesgebiet" und „neue 
Länder und Berlin-Ost" zumindest für Eckwerte 
Ergebnisse bereitgestellt werden können. 

Begründung 

Mit der Einführung der Klassifikation der Wirt- 
schaftszweige (Ausgabe 1993) müßten die Stich- 
probenumfänge beider Erhebungen eigentlich 
ausgeweitet werden. Durch weitgehenden Ver- 
zicht auf die Erstellung regionalisierter Ergeb- 
nisse für die beiden Gebietsstände soll dem ent- 
gegengewirkt werden. 

Ein vollständiger Verzicht auf die Darstellung 
von Ergebnissen nach getrennten Gebietsstän- 
den wie im ersten Teil des zweiten Satzes zur Be- 
gründung von Artikel 15 Nr. 1 ausgeführt, ist 
aber nicht hinnehmbar. Dazu unterscheiden sich 
insbesondere die Kostenstrukturen in den neuen 
Ländern noch zu sehr von denen im früheren 
Bundesgebiet. 

Die Relation Wertschöpfung zum Bruttoproduk- 
tionswert lag in den letzten Jahren in den neuen 
Ländern bei 27 % , in den alten Ländern dagegen 
bei 36%. Die Industrieunternehmen der neuen 
Länder haben relativ sowohl höhere Vorleistun- 
gen (z. B. Energiekosten, Beratungsbedarf) als 
auch höhere Abschreibungen (neue Anlagen). 

Es soll sichergestellt werden, daß zumindest Eck- 
werte der Kostenstrukturen weiterhin getrennt für 
die zwei Gebietsstände dargestellt werden; für 
eine zuverlässige volkswirtschaftliche Gesamt- 
rechnung kann auf sie nicht verzichtet werden. 

12. Zu Artikel 15 Nr. 3 - neu - (§ 10 Abs. 2 

Gesetz über die Stati- 
stik im Produzieren- 
den Gewerbe) 

In Artikel 15 ist nach Nummer 2 folgende 
Nummer 3 anzufügen: 

,3. § 10 Abs. 2 erhält folgende Fassung: 

„(2) Über das Erhebungsmerkmal nach § 2 
Buchstabe A Abschnitt I Nr. 1, gegliedert nach 
Art der wirtschaftlichen Tätigkeit der Betriebe, 


dürfen statistische Ergebnisse in einer räum- 
lichen Gliederung bis zur Ebene der Gemein- 
de von den statistischen Ämtern des Bundes 
und der Länder auch veröffentlicht werden, 
soweit sie Einzelangaben enthalten. " ' 

Begründung 

Die Statistik im Produzierenden Gewerbe ist als 
Entscheidungsgrundlage für die Politik kaum 
nutzbar, da aufgrund der Geheimhaltungsvor- 
schriften dringend benötigte regionale Angaben 
nur lückenhaft zu erhalten sind. Das Erhebungs- 
merkmal „Beschäftigte" (Arbeitsplätze) ist je- 
doch für die Beurteilung der wirtschaftlichen Lei- 
stungskraft und Entwicklung einer Region von 
besonderer Bedeutung. In diesem Bereich soll 
daher die Ausweisung von Einzelangaben er- 
möglicht werden. 

13. Zu den Artikeln 16 und 17 a- neu - 

(§§ 2 und 7 Gesetz über die Preisstatistik, 

§ 2 Verordnung zur Durchführung 
des Gesetzes über die Preisstatistik) 

a) Artikel 16 ist wie folgt zu fassen: 

, Artikel 16 

Gesetz über die Preisstatistik 

Das Gesetz über die Preisstatistik vom 9. Au- 
gust 1958 in der im Bundesgesetzblatt Teil III, 
Gliederungsnummer 720-9, veröffentlichten 
bereinigten Fassung, zuletzt geändert durch 
Artikel 1 der Statistikanpassungsverordnung 
vom 26. März 1991 (BGBl. I S. 846), wird wie 
folgt geändert: 

1. In § 2 Nr. 1 wird das letzte Komma durch ei- 
nen Strichpunkt ersetzt und die Worte „ da- 
bei werden die Einkaufspreise landwirt- 
schaftlicher Betriebsmittel nicht erfaßt, " an- 
gefügt. 

2. § 7 Abs. 2 wird wie folgt geändert: 

a) Der bisherige Text wird Satz 1 und nach 
dem Wort „Finanzämter" werden die 
Worte „oder die Geschäftsstellen der 
Gutachterausschüsse für Grundstücks- 
werte" eingefügt. 

b) Nach Satz 1 wird folgender Satz 2 ange- 
fügt: 

„Die Länder können für diese Aus- 
künfte Kosten erheben. " 1 

b) Nach Artikel 17 ist folgender Artikel 17 a ein- 
zufügen: 

„Artikel 17 a 

Verordnung zur Durchführung des Gesetzes 
über die Preisstatistik 

§ 2 Abs. 4 der Verordnung zur Durchführung 
des Gesetzes über die Preisstatistik in der im 
Bundesgesetzblatt Teil III, Gliederungsnummer 
720-9-1, veröffentlichten bereinigten Fassung, 
zuletzt geändert durch Artikel 5 der Statistikän- 
derungsverordnung vom 20. November 1996 
(BGBl. I S. 1804), wird aufgehoben." 
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Begründung 
Zu Artikel 16 Nr. 1 

Die Statistik über die Betriebsnüttelpreise in der 
Landwirtschaft kann ohne nennenswerten Infor- 
mationsverlust eingestellt werden. Teüweise kön- 
nen die wegfallenden Erhebungen durch Daten 
aus den einzelbetrieblichen Ergebnissen von 
Buchführungsbetrieben kompensiert werden. 

Zu Artikel 16 Nr. 2 Buchstabe a 
Entspricht dem Regierungsentwurf. 

Zu Artikel 16 Nr. 2 Buchstabe b 

Die Leistungen der Gutachterausschüsse sind in 
der Regel nicht kostendeckend. Die Rechnungs- 
höfe haben bereits in mehreren Ländern Maß- 
nahmen zur Erhöhung der Kostendeckung gefor- 
dert. Aus den Leistungen der Führung der Kauf- 
preissammlung lassen sich nur in sehr geringem 
Maße Gebühren ableiten. Andere Leistungen 
(z. B. Leistungen nach dem X. Sozialgesetzbuch) 
sind ebenfalls kostenlos zu erbringen. 

So geht es nicht an, daß durch eine neue bundes- 
gesetzliche Regelung weitere kostenfrei zu 
erbringende Leistungen begründet werden. Dies 
wäre aber ohne den Ergänzungsvorschlag der 
Fall, da § 15 des Bundesstatistikgesetzes be- 
stimmt, daß die Auskunft, soweit in einer Rechts- 
vorschrift nichts anderes bestimmt ist, für den 
Empfänger kosten- und portofrei zu erteüen ist. 

Es ist davon auszugehen, daß die Kostendeckung 
der Katasterämter künftig auch in anderen Län- 
dern eine größere Bedeutung erlangen wird. 

Zu Artikel 17 a 

Folgeänderung zu Artikel 16 Nr. 1. 

14. Zuden Artikeln 16 a -neu -und 16 b -neu - 

(§ 32 Zweites Wohnungsbaugesetz, 

§ 19 a Wohnungsbaugesetz für das Saarland) 

Nach Artikel 16 sind folgende Artikel 16 a und 
16 b einzufügen: 

„Artikel 16 a 

Zweites Wohnungsbaugesetz 

§ 32 des Zweiten Wohnungsbaugesetzes in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 19. August 
1994 (BGBl. I S. 2137), zuletzt geändert durch 
Artikel 17 des Jahressteuer-Ergänzungsgesetzes 
1996 vom 18. Dezember 1995 (BGBl. I S. 1959), 
wird aufgehoben. 

Artikel 16b 

Wohnungsbaugesetz für das Saarland 

§ 19 a des Wohnungsbaugesetzes für das Saar- 
land in der Fassung der Bekanntmachung vom 
20. November 1990 (ABI. Saarl. Nr. 13 S. 273), 
zuletzt geändert durch Artikel 18 des Jahressteu- 
er-Ergänzungsgesetzes vom 18. Dezember 1995 
(BGBl. I S. 1959), wird aufgehoben.' 1 


Begründung 

Die zur politischen Entscheidungsfindung erfor- 
derlichen Daten über Bewilligungen im sozialen 
Wohnungsbau können unmittelbar von den Be- 
willigungsstellen bezogen werden. Die Erstel- 
lung einer speziellen Statistik ist daher weder 
notwendig noch vertretbar. 


15. Zu Artikel 16 c - neu - (§ 35 Wohngeldgesetz) 

Nach dem neuen Artikel 16 b ist folgender 
Artikel 16 c einzufügen: 

, Artikel 16 c 
Wohngeldgesetz 

§ 35 Abs. 5 Satz 1 des Wohngeldgesetzes in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 1. Februar 
1993 (BGBl. I S. 183) mit den Anlagen 1 bis 8 in 
der Fassung der Bekanntmachung vom 11. März 
1992 (BGBl. I S. 545), zuletzt geändert durch 
Artikel 12 des Gesetzes zur Neuregelung der 
steuerrechtlichen Wohneigentumsförderung vom 

15. Dezember 1995 (BGBl. I S. 1783), wird wie 
folgt gefaßt: 

„Die Erhebung der Angaben nach Absatz 2 Nr. 1 
und 2 wird vierteljährlich für das jeweüs abge- 
laufene Kalendervierteljahr durchgeführt. " ' 

Begründung 

Trotz monatlicher Erhebung werden die Daten 
nach § 35 Abs. 2 Nr. 2 des Wohngeldgesetzes bis- 
her nur vierteljährlich auf bereitet. Die Grundlage 
für die Datenerhebung wird dem Aufbereitungs- 
rhythmus angepaßt. 


16. Zu Artikel 16 d- neu - 

(§ 3 „Gesetz über die Statistiken 
der öffentlichen Finanzen und 
des Personals im öffentlichen Dienst) 

Nach dem neuen Artikel 16 c ist folgender neuer 
Artikel 16 d einzufügen: 

, Artikel 16 d 

Gesetz über die Statistiken der öffentlichen 
Finanzen und des Personals im öffentlichen Dienst 

§ 3 Abs. 2 des Gesetzes über die Statistiken der 
öffentlichen Finanzen und des Personals im öffent- 
lichen Dienst vom 21. Dezember 1992 (BGBl. I 
S. 2119), zuletzt geändert durch Artikel 12 
Abs. 36 des Gesetzes vom 14. September 1994 
(BGBl. I S. 2325), wird wie folgt geändert: 

1. In Nummer 1 wird der Buchstabe b aufgeho- 
ben. 

Als Folge entfällt nach dem Wort „jährlich" 
die Buchstabenbezeichnung „ a) 11 . 

2. In Nummer 2 wird das Wort „vierteljährlich" 
durch das Wort „halbjährlich" ersetzt. 1 
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Begründung 
Zu Nummer 1 

Die Erhebung der Haushaltsansätze der Gemein- 
den jeweils im Januar des neuen Haushaltsjahres 
ist faktisch nicht durchführbar, da viele Kommu- 
nen entgegen den gesetzlichen Bestimmungen 
den neuen Haushalt nicht im alten Jahr, sondern 
mit erheblicher Verzögerung im neuen Jahr ver- 
abschieden. Dieser Umstand ist teüweise auch 
vom Bundesgesetzgeber zu vertreten, weil auch 
die Gemeinden betreffende Gesetzesänderungen 
oft erst kurz vor Jahresende verabschiedet wer- 
den und damit erst spät Planungssicherheit be- 
steht. Wegen des hohen Anteils vorläufiger Da- 
ten ist die Qualität der Statistik niedrig. Damit 


läuft die Erhebung für ihren Hauptnutzer, den 
Finanzplanungsrat, ins Leere. Eine Einschrän- 
kung der Statistik auf nur wenige Eckdaten oder 
eine höhere Abschneide grenze kann dieses Pro- 
blem nicht mindern. Daher ist der Verzicht auf 
die kommunale Haushaltsansatzstatistik sowohl 
aus sachlichen wie auch aus Einsparungs grün- 
den angezeigt. 

Zu Nummer 2 

Zur Entlastung der auskunftpflichtigen Gemein- 
den sowie der Statistischen Ämter des Bundes 
und der Länder wird die Periodizität der kommu- 
nalen Kassenstatistik von vierteljährlich auf halb- 
jährlich verlängert. 
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Anlage 3 


Gegenäußerung der Bundesregierung 


Zu Nummer 1 (Artikel 1 - Handwerksstatistikgesetz) 
Zu Buchstabe a 

Die Bundesregierung ist auch nach erneuter Prüfung 
der Auffassung, daß auf die Erhebung bei handwerk- 
lichen Nebenbetrieben, die nur im Rahmen der 
Handwerkszählung in acht bis zehnjährigem Ab- 
stand befragt werden, verzichtet werden soll. 

Die Nebenbetriebe hatten bei der Handwerkszäh- 
lung 1995 nur einen Anteil von 5,1 % an allen in die 
Erhebung einbezogenen Einheiten. Da handwerkli- 
che Nebenbetriebe unselbständige Teile eines Unter- 
nehmens sind, die nur schwer vom restlichen Unter- 
nehmen abgegrenzt werden können, ist die Erfas- 
sung für die Auskunftspflichtigen aufwendig und be- 
lastend, weil die geforderten Angaben nicht ohne 
weiteres der normalen Buchführung entnommen 
werden können. Aus dem gleichen Grund ist eine 
Überprüfung der Angaben für die Statistischen 
Ämter außerordentlich schwierig. Die Ergebnisse für 
handwerkliche Nebenbetriebe sind daher im Ver- 
gleich zu den Daten für die Handwerksuntemehmen 
mit einem wesentlich höheren systematischen Fehler 
behaftet. Für statistikübergreifende Zwecke, insbe- 
sondere zur Erstellung Volkswirtschaftlicher Gesamt- 
rechnungen, werden die Ergebnisse der Erhebung 
nicht benötigt. 

Der durch die Streichung der Erhebung bei den 
handwerklichen Nebenbetrieben entstehende Infor- 
mationsverlust hält sich daher in engen Grenzen und 
ist im Hinblick auf die Bemühungen der Bundes- 
regierung, Statistiken auf das absolut Notwendige zu 
beschränken, hinnehmbar. 

Zu Buchstabe b 

Die Bundesregierung kann einer Verlängerung der 
Periodizität der Handwerksberichterstattung von 
vierteljährlich auf halbjährlich als Gegengewicht zu 
der vom Bundesrat gewünschten Fortführung der 
Erhebung der handwerklichen Nebenbetriebe nicht 
zustimmen. 

Die Hapdwerksberichterstattung dient vorrangig der 
Konjunkturbeobachtung im Bereich der vorwiegend 
mittelständischen Handwerksuntemehmen. Eine Um- 
stellung der Erhebungsperiodizität von viertel- auf 
halbjährlich hätte einen deutlichen Aktualitätsverlust 
der Ergebnisse zur Folge. Die Aktualität hat aber bei 
der Konjunkturbeobachtung besonderes Gewicht. 
Hinzukommt, daß die Handwerkskonjunktur von 
starken saisonalen Einflüssen geprägt ist. Durch 
halbjährliche Erhebungen könnte der tatsächliche 
Konjunkturverlauf nicht mehr zuverlässig abgebildet 
werden. Die Ergebnisse der Handwerksberichterstat- 
tung werden auch für die Volkswirtschaftlichen Ge- 
samtrechnungen zur Ermittlung des Bruttosozialpro- 
dukts im jeweiligen Quartal benötigt. Hierfür sind 
die Umsatzangaben der vierteljährlichen Hand- 


werksberichterstattung zur Berechnung des Privaten 
Verbrauchs, der Bauinvestitionen, der Entstehungs- 
rechnung nach Wirtschaftszweigen und der Erwerbs- 
tätigen unverzichtbare Bestandteile. 

Mit der vorgesehenen Reduziemng des Stichproben- 
umfangs der Erhebung um 10% wird bereits ein 
spürbarer Beitrag zur Kostensenkung erbracht. Die 
Bundesregierung ist daher der Auffassung, daß die 
Nachteile, die durch eine Verlängerung der Erhe- 
bungsperiodizität der vierteljährlichen Handwerks- 
berichterstattung entstünden, wesentlich gravieren- 
der sind als mögliche Vorteile, die durch die vom 
Bundesrat vorgeschlagene Fortführung der Erhe- 
bung der handwerklichen Nebenbetriebe erzielt 
werden könnten. 


Zu Nummer 2 (Artikel 6 Nr. 01 - neu - § 1 Abs. 2 
Gesetz über die Lohnstatistik) 

Die Bundesregierung stimmt dem Vorschlag des 
Bundesrates, die Verdiensterhebung in der Land- 
wirtschaft in Baden-Württemberg einzustellen, nicht 
zu. 

Die lohnstatistischen Daten dienen zur Beurteilung 
der sozialen und wirtschaftlichen Situation in der 
Landwirtschaft. Sie bilden eine Basis für den Ver- 
gleich zwischen landwirtschaftlichen und gewerb- 
lichen Einkünften, der nach dem Landwirtschafts- 
gesetz jährlich im Agrarbericht der Bundesregierung 
vorzunehmen ist. Dabei sind für das Bundesgebiet 
repräsentative Durchschnittsergebnisse zu ermitteln. 
Nicht entscheidend ist, ob die Ergebnisse für ein ein- 
zelnes Land repräsentativ sind. Auf Baden-Württem- 
berg entfallen nach der landwirtschaftlichen Arbeits- 
kräfteerhebung von 1995 14% der Gmndgesamtheit 
aller ständigen vollbeschäftigten fremden Arbeits- 
kräfte im früheren Bundesgebiet. Nur in drei Län- 
dern des früheren Bundesgebietes waren mehr Per- 
sonen beschäftigt als in Baden- Württemberg, so daß 
ohne diese Angaben kein repräsentatives Bundes- 
ergebnis erstellt werden kann. 

Insoweit ist aber auch die Begründung des Vor- 
schlags, die Statistik liefere für Baden- Württemberg 
keine repräsentativen Ergebnisse, weil größere Be- 
triebe nicht vorhanden seien, nicht nachvollziehbar. 
Die Verdiensterhebung erstreckt sich nicht nur auf 
größere Betriebe, sondern schließt alle Betriebsgrö- 
ßenklassen ein. Außerdem ist in Baden- Württemberg 
der Anteil der Sonderkulturbetriebe und ihrer Be- 
schäftigten relativ hoch, deren Verdienstangaben 
ebenfalls in die Durchschnittsbildung für den Bereich 
Landwirtschaft eingehen. Auf Angaben aus Baden- 
Württemberg kann daher für die Ermittlung reprä- 
sentativer Durchschnittsergebnisse für das Bundes- 
gebiet nicht verzichtet werden. 
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Zu Nummer 3 (Artikel 7 Nr. 2 Buchstabe a 1 - neu - 
§ 3 Hochschulstatistikgesetz) 

Die Bundesregierung stimmt dem Vorschlag des 
Bundesrates, die Statistik über den Raumbestand an 
Hochschulen auf einen zweijährigen Erhebungstur- 
nus umzustellen, nicht zu. 

Die Ergebnisse dieser Statistik sind unverzichtbarer 
Bestandteil der jährlichen Finanzplanung von Bund 
und Ländern, insbesondere der Planung des Hoch- 
schulbaus. Der Vorschlag des Bundesrates steht im 
Widerspruch zu der Maßgabe, nach §§ 5 und 6 des 
Hochschulbauförderungsgesetzes den Ausbaube- 
stand der Hochschulen jährlich zu erheben, die der 
Planungsausschuß für den Hochschulbau mit Be- 
schluß vom 4. Juli 1996 nochmals bekräftigt hat. Für 
die Planung sind aktuelle jährüche Daten erforder- 
lich; eine zweijährliche Erhebung ist nicht ausrei- 
chend. 

Eine Periodizitätsverlängerung der Raumbestandser- 
hebung hätte zur Folge, daß die Angaben dennoch 
jährüch von den Hochschulen im Verwaltungswege 
abgefragt werden müssen, so daß weder eine Entla- 
stung der Hochschulen noch eine Kosteneinsparung 
erzielt würde. 


Zu Nummer 4 (Ajtikel 7 Nr. 5 - neu - § 6 
Hochschulstatistikgesetz) 

Die Bundesregierung stimmt dem Vorschlag des 
Bundesrates zu. 


Zu Nummer 5 (Artikel 7 Nr. 6 - neu - § 7 Abs. 3 Nr. 2 
Hochschulstatistikgesetz) 

Die Bundesregierung stimmt dem Vorschlag des 
Bundesrates zu. 


Zu Nummer 6 (Artikel 12 Nr. 5 - § 8 Umwelt- 
statistikgesetz) 

Die Bundesregierung stimmt dem Vorschlag des 
Bundesrates nicht zu. 

Die Bundesregierung erkennt das Anhegen des Bun- 
desrates an, das Gesamtbild der wasserwirtschaft- 
lichen relevanten Tätigkeiten in Deutschland in an- 
gemessenem Zeitraum darstellen zu können. Sie ist 
jedoch der Auffassung, daß ein sechsjähriger Turnus 
der Erhebung der Wasserversorgung und Abwasser- 
beseitigung in der Landwirtschaft für eine zeitnahe, 
aussagefähige Umweltberichterstattung, insbeson- 
dere im Hinblick auf internationale Berichtspflichten, 
unzureichend ist. Diesen Informationszielen könnte 
durch die in Artikel 12 Nr. 5 vorgesehene Verlänge- 
rung der Erhebungsperiodizität von drei auf vier Jah- 
re noch Rechnung getragen werden. 

Gegen diesen, von den übrigen umweltstatistischen 
Erhebungen zur Wasserwirtschaft abweichenden 
Turnus erhebt der Bundesrat Bedenken, weil nach 
seiner Ansicht nur synchrone Erhebungen eine was- 
serwirtschaftliche Gesamtschau erlauben. Darüber 
hinaus werden gegen den der Verlängerung des Er- 
hebungstumus auf vier Jahre zugrundeliegenden 


Plan, die Erhebung in eine integrierte Agrarbericht- 
erstattung einzubeziehen, aus methodischen und er- 
hebungstechnischen Gründen Einwendungen erho- 
ben. 

Diesen Einwendungen will sich die Bundesregierung 
nicht verschließen und schlägt daher vor, dem Anlie- 
gen des Bundesrates dadurch Rechnung zu tragen, 
daß der dreijährliche Turnus beibehalten und Ar- 
tikel 12 Nr. 5 gestrichen wird. 

Zu Nummer 7 (Artikel 12 Nr. 5 a - neu - § 15 
Umweltstatistikgesetz) 

Die Bundesregierung stimmt dem Vorschlag des 
Bundesrates zu. 


Zu Nummer 8 (Artikel 12 - Umweltstatistikgesetz) 

Die Bundesregierung stimmt mit der Auffassung des 
Bundesrates überein, daß es erforderlich ist, die in 
den umweltstatistischen Vorschriften zur Abfallwirt- 
schaft verwendeten Begriffe an die Definition des am 
7. Oktober 1996 in Kraft getretenen Kreislaufwirt- 
schafts- und Abfallgesetz ohne materielle Änderun- 
gen anzupassen. Diese Anpassung ist Regelungsge- 
genstand des Artikel 12 Nr. 1 bis 4 sowie Nr. 6 bis 8 
des Gesetzentwurfs; sie führt zu keiner Ausweitung 
des Erhebungsprogramms der Umweltstatistiken. 

Zu Nummer 9 (Artikel 13 Nr. 3 - § 7 
Agrarstatistikgesetz) 

Die Bundesregierung stimmt dem Vorschlag des 
Bundesrates mit folgender Maßgabe zu: 

In Artikel 13 ist nach Nummer 3 folgende Nummer 3 a 
einzufügen: 

,3 a. § 8 wird wie folgt geändert: 

a) § 8 Abs. 1 Nr. 2 wird aufgehoben; § 8 Abs. 1 
Nr. 3 wird § 8 Abs. 1 Nr. 2. 

b) In § 8 Abs. 2 Satz 1 werden die Worte „und 
nach Absatz 1 Nr. 2 “ gestrichen. 

c) In § 8 Abs. 2 Satz 3 wird die Angabe 
„Absatz 1 Nr. 3" durch die Angabe 
„Absatz 1 Nr. 2 “ ersetzt/ 

Es handelt sich um Folgeänderungen zum Wegfall 
der Hopfenanbaustatistik. 

Zu Nummer 10 (Artikel 13 Nr. 7 a - neu -, 
den Artikeln 10 und 11 - 
§§ 78, 82 bis 84 Agrarstatistikgesetz) 

Die Bundesregierung stimmt dem Vorschlag des 
Bundesrates nicht zu. 

Die Holzstatistik büdet die Beurteüungsgrundlage 
für die Anwendung des Forstschäden-Ausgleichsge- 
setzes, insbesondere für den Erlaß einer Verordnung 
zur Beschränkung des ordentlichen Holzeinschlages. 
Dies setzt die Kenntnis der Marktlage voraus, zu der 
auch die aus der Erhebung in den Betrieben der 
Holzbearbeitung ermittelten Daten über die Zugän- 
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ge, Abgänge und Bestände an Rohholz sowie Er- 
zeugnisse des Holzverarbeitenden Gewerbes nach 
Herkunft und Holzart gehören. Nach Erlaß einer Ver- 
ordnung aufgrund des Forstschäden-Ausgleichsge- 
setzes sind die Erhebungen unverzichtbar, um das 
Ausmaß der Beschränkung des ordentlichen Holz- 
einschlags zu bestimmen und zu überprüfen, ob wei- 
terhin eine Marktstörung vorhegt. 

pemer sind die Daten über Rohholzverbrauch und 
-bestände eine wichtige Information für Investitions- 
entscheidungen. Bei größeren Investitionen, wie sie 
beispielsweise derzeit im Zusammenhang mit der 
Ansiedlung neuer Zellstoffkapazitäten erwogen wer- 
den, spielt die Versorgungssicherheit eine sehr wich- 
tige Rolle. Zu ihrer Einschätzung reichen die Daten 
des regional verfügbaren Rohholzaufkommens nicht 
aus. Vielmehr muß auch bekannt sein, welche Roh- 
holzmengen von der Holz- und Papierwirtschaft auf- 
genommen werden. 

Die Ergebnisse der Erhebungen werden außerdem 
für die Volkswirts chaf fliehen Gesamtrechnungen be- 
nötigt und sind für die Sicherung der Holzversorgung 
unentbehrlich. 

Der Hinweis des Bundesrates auf die vierteljährliche 
Produktionserhebung nach dem Gesetz über die 
Statistiken im Produzierenden Gewerbe stellt keine 
Altemativlösung dar. In beiden Erhebungen ist nur 
der Berichtskreis identisch, es werden jedoch völlig 
unterschiedliche, sich aber ergänzende Merkmale 
erhoben. Durch die Verlängerung der Periodizität 
der Erhebung und die Straffung des Fragepro- 
gramms werden die Betriebe der Holzbearbeitung 
bereits erheblich entlastet. Im Hinblick auf den Infor- 
mationsbedarf sind diese Einschränkungen unter Be- 
rücksichtigung des strengen Maßstabs, der bei der 
Gesamtüberprüfung der Bundesstatistik anzulegen 
war, gerade noch vertretbar. Die Verbände der Forst-, 
Holz- und Papierwirtschaft haben sich anläßlich der 
Sitzung des Ausschusses „Entwicklung und Zusam- 
menarbeit der Forst- und Holzwirtschaft beim BML" 
am 4. März 1997 nachdrücklich für die Beibehaltung 
der Holzstatistik ausgesprochen. 


Zu Nummer 11 (Artikel 15 Nr. 1 - § 3 

Gesetz über die Statistik 
im Produzierenden Gewerbe) 

Die Bundesregierung wird dem Vorschlag des Bun- 
desrates entsprechen und auch nach Reduzierung 
des Stichprobenumfangs der Kostenstrukturerhe- 
bung im Bergbau und Verarbeitenden Gewerbe, die 
die Unternehmen deutlich entlastet, Eckwerte für die 
beiden Gebietsstände „Früheres Bundesgebiet" und 
„Neue Länder und Berlin-Ost" zunächst weiterhin 
veröffentlichen. 


Zu Nummer 12 (Artikel 15 Nr. 3 - neu - § 10 

Abs. 2 Gesetz über die Statistik 
im Produzierenden Gewerbe) 

Dem Vorschlag des Bundesrates kann die Bundesre- 
gierung nicht folgen. 


Gemäß § 10 Abs. 1 des Gesetzes über die Statistik im 
Produzierenden Gewerbe i. V. m. § 16 Abs. 4 des 
Bundesstatistikgesetzes können den obersten Lan- 
des- und Bundesbehörden Ergebnisse in Tabellen- 
form aus den Erhebungen im Produzierenden Ge- 
werbe übermittelt werden, auch soweit Tabellenfel- 
der nur einen einzigen Fall ausweisen, z. B. Angaben 
über Beschäftigte, die sich auf einen einzelnen 
Betrieb oder ein einzelnes Unternehmen beziehen. 
Dadurch ist gewährleistet, daß diese Stellen vollstän- 
dige statistische Ergebnisse als politische Entschei- 
dungsgrundlage, u. a. für die Beurteilung der wirt- 
schaftlichen Leistungskraft und Entwicklung einer 
Region, erhalten. 

Ob, wie der Bundesrat vorschlägt, in bezug auf das 
Merkmal Beschäftigte eine Veröffentlichung von Ein- 
zelangaben und damit eine weitergehende Ausnahme 
von der statistischen Geheimhaltung mögüch ist, ohne 
daß schutzwürdige Belange der auskunftgebenden 
Unternehmen bzw. Betriebe berührt werden, ist eine 
grundlegende über eine Einzelerhebung hinausgehen- 
de Frage, die die Bundesregierung im Laufe des weite- 
ren Gesetzgebungsverfahrens prüfen wird. 

Zu Nummer 13 (Artikel 16 und 17 a- neu - 
§§ 2 und 7 Gesetz über die 
Preisstatistik, § 2 Verordnung 
zur Durchführung des Gesetzes 
über die Preisstatistik) 

Die Bundesregierung stimmt den Vorschlägen des 
Bundesrates zu den Rechtsvorschriften über die 
Preisstatistik nicht zu. 

- Zu Buchstabe a (Artikel 16 Nr. 1) 

Die Ergebnisse der Statistik über die Einkaufsprei- 
se landwirtschaftlicher Betriebsmittel werden zur 
Berechnung der Vorleistungen für den Sektor 
Landwirtschaft im Rahmen der Volkswirtschaft- 
lichen Gesamtrechnungen benötigt. Sie bilden 
neben der Mengenkomponente die Grundlage 
für Einkommensvorausschätzungen, um möglichst 
frühzeitig die künftige Entwicklung in der Land- 
wirtschaft beurteüen und einen eventuellen poli- 
tischen Handlungsbedarf erkennen zu können. 
Außerdem sind die Daten laufend an die Europäi- 
sche Kommission zu liefern,* sie sind die einzige 
deutsche Informationsquelle, um einen EU- Ver- 
gleich zu ermöglichen sowie die Berechnung der 
Real-Preisentwicklung vorzunehmen. 

Der Vorschlag des Bundesrates, auf Angaben aus 
der Buchführungsstatistik zurückzugreifen, ist 
keine Alternative. Aus dieser Testbuchführung für 
den Agrarbericht der Bundesregierung können 
keine Durchschnittspreise für die von den land- 
wirtschaftlichen Betrieben eingekauften Waren 
und Dienstleistungen ermittelt werden, da - mit 
Ausnahme des Zukaufs von Vieh - nur Ausgaben 
erfaßt werden und auch die benötigten Mengen- 
angaben fehlen. 

Durch die Verlängerung der Erhebungsperiodizi- 
tät ist die Erhebungshäufigkeit der Betriebsmittel- 
preisstatistik bereits um zwei Drittel gekürzt wor- 
den. Weitere Einsparungseffekte sind nur margi- 
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nal und stehen in keinem Verhältnis zum Informa- 
tionsverlust, zumal ohnehin nur 30 % der für diese 
Statistik benötigten Angaben originär erhoben 
und 70% aus anderen Statistiken übernommen 
werden. 

Außerdem ist in diesem Gesetzentwurf (Artikel 13 
Nr. 12) die Einstellung der Betriebs- und Markt- 
wirtschaft tlichen Meldungen (BMM) vorgesehen. 
Im Rahmen der BMM werden auch Betriebsmittel- 
preise erhoben. Der Wegfall der BMM führt daher 
bereits zu einem Informationsverlust, der aber im 
Hinblick auf die erhebliche Entlastung der land- 
wirtschaftlichen Betriebe sowie der mit der Daten- 
erhebung und -Verarbeitung beauftragten Landes- 
einrichtungen und der Fortführung der Statistik 
über die Einkaufspreise landwirtschaftlicher Be- 
triebsmittel - deren Erhebungstumus durch die 
Statistikänderungsverordnung vom 20. November 
1996 verlängert worden ist - noch zu vertreten ist. 

- Zu Buchstabe a (Artikel 16 Nr. 2 Buchstabe a) 

Der Text entspricht dem Entwurf der Bundesregie- 
rung. 

- Zu Buchstabe a (Artikel 16 Nr. 2 Buchstabe b) 

Der zu § 7 Abs. 2 Preisstatistikgesetz vorgeschla- 
genen ergänzenden Kostenregelung kann die 
Bundesregierung nicht folgen. 

Für die Durchführung von Bundesstatistiken güt 
der in § 15 Abs. 3 des Bundesstatistikgesetzes ge- 
regelte Grundsatz, daß Auskünfte kosten- und 
portofrei zu erteüen sind. Eine Notwendigkeit, von 
diesem Grundsatz bei einer Inanspruchnahme der 
Gutachterausschüsse für Grundstückswerte zu 
Auskünften für die Preisstatistik abzuweichen, ist 
nicht erkennbar. Die Erweiterung der Auskunfts- 
pflicht auf die Gutachterausschüsse erfolgte auf- 
grund einer Länderinitiative, die damit begründet 
wurde, daß in vielen Bundesländern bei den Gut- 
achterausschüssen die benötigten Preisangaben in 
besserer Qualität, lückenloser und überwiegend in 
automatisierter Form vorlägen als das bei den der- 
zeit allein auskunftspflichtigen Finanzämtern der 
Fall sei. Es ist daher nicht verständlich, wenn nun- 
mehr eine Kostenerstattung für die Gutachteraus- 
schüsse gefordert wird, obwohl sie diese Aus- 
künfte ohne besonderen Aufwand erteilen kön- 
nen. Darüber hinaus hegt es im Ermessen der Län- 
der, die Gutachterausschüsse zur Auskunftsertei- 
lung heranzuziehen oder wie bisher die Angaben 
bei den Finanzämtern zu erfragen. 

- Zu Buchstabe b (Artikel 17 a) 

Der vorgeschlagenen Folgeänderung zu Buch- 
stabe a (Artikel 16 Nr. 1) stimmt die Bundesregie- 
rung aus den dort genannten Gründen nicht zu. 

Zu Nummer 14 (Artikel 16 a- neu - 
und 16b -neu - § 32 
Zweites Wohnungsbaugesetz, 

§ 19 a Wohnungsbaugesetz 
für das Saarland) 

Die Bundesregierung stimmt dem Vorschlag des 

Bundesrats nicht zu. 


Die Bewilligungsstatistik gemäß § 32 II. WoBauG 
und § 19 a WoBauG für das Saarland berichtet nach 
einem bundeseinheitlichen Erhebungsprogramm 
über die im Rahmen des sozialen Wohnungsbaus 
geförderten Maßnahmen. Vor dem Hintergrund des 
erheblichen Mitteleinsatzes für den sozialen Woh- 
nungsbau von Bund und Ländern (1996, Bund: 
2,2 Mrd. DM, Länder: 13,5 Mrd. DM) ist diese Stati- 
stik insbesondere 

- zur laufenden Effizienzkontrolle der Förderpro- 
gramme und des Mitteleinsatzes, 

- zur Weiterentwicklung des Förderungsrechts und 
der Förderungsmethoden und 

- für die Berichterstattung gegenüber dem Deut- 
schen Bundestag erforderlich. 

Die zur politischen Entscheidungsfindung des Bun- 
des notwendigen Daten können nicht unmittelbar 
von den Bewilligungsstellen der Länder bezogen 
werden, weil sich die Datensammlungen der Förder- 
institute so stark unterscheiden, daß keine bundes- 
weite Aufbereitung und länderübergreifenden Ver- 
gleiche auf dieser Grundlage möglich wären. Im 
übrigen könnte der Bund die erforderlichen Daten 
nicht „unmittelbar von den Bewilligungsstellen" be- 
ziehen, da der Bund im Bereich der Wohnungsbau- 
fördqrung keinen unmittelbaren Zugriff auf Verwal- 
tungsstellen der Länder hat und ohne bundesgesetz- 
liche Grundlagen keine Auskunftspflicht der zustän- 
digen Stellen besteht. 

Die Bewilligungsstatistik ist als Bundesstatistik un- 
verzichtbar. Es ist allerdings im Zuge der eingeleite- 
ten Reform des Wohnungsbaurechts eine Anpassung 
der Erhebungsmerkmale an veränderte Förderungs- 
bedingungen und eine Reduzierung des Umfangs 
der Statistik vorgesehen. 

Zu Nummer 15 (Artikel 16 c- neu - 

§ 35 Wohngeldgesetz) 

Die Bundesregierung wird den Vorschlag des Bun- 
desrats im weiteren Verfahren prüfen. Dabei wird 
auch zu berücksichtigen sein, welche Folgen bei um 
terschiedlicher Periodizität von monatlicher Bewilli- 
gung des pauschalierten Wohngeldes und vorge- 
schlagener Erhebung der Statistikdaten im Dreimo- 
natsrhythmus im Hinbück auf die Datenqualität und 
die fristgerechte Lieferung plausibler Statistikdaten- 
sätze eintreten können. 

Zu Nummer 16 (Artikel 16 d - neu - 

§ 3 Gesetz über die Statistiken 
der öffentiichen Finanzen und 
des Personals im öffentiichen Dienst) 

Den Vorschlägen des Bundesrates zu diesem Gesetz 
kann die Bundesregierung nicht zustimmen. 

a) Zu Artikel 16 d Nr. 1 - Streichung der Haushalts- 
ansatzstatistik der Gemeinden und Gemeindever- 
bände 

Die Haushaltsansatzstatistik ist die einzige umfas- 
sende amtiiche Quelle über Plandaten der kom- 
munalen Haushalte. Die Statistik wurde erst durch 
die Novelle des Gesetzes vom 21. Dezember 1992 
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eingeführt und löste die wesentlich aufwendigere 
und fehleranfällige Finanzplanungsstatistik ab. 
Insofern brachte bereits die Einführung der Haus- 
haltsansatzstatistik eine Entlastung für die aus- 
kunftspflichtigen Kommunen, die die Angaben 
auf der Grundlage des herkömmlichen Gruppie- 
rungsplans, der die Basis des kommunalen Rech- 
nungswesens darstellt, erteüen können und auch 
für die Statistischen Ämter. 

Für eine Koordinierung der Finanzplanungen des 
Bundes, der Länder und der Gemeinden sowie 
Gemeindeverbände im Finanzplanungsrat gemäß 
§ 51 Haushaltsgrundsätzegesetz kann auf Daten 
über die geplanten Einnahmen und Ausgaben der 
Kommunen im jeweils laufenden Jahr nicht ver- 
zichtet werden. 

Im Hinblick auf das Protokoll über das Verfahren 
bei einem übermäßigen Defizit zum Vertrag über 
die Europäische Union kommt es zudem darauf 
an, innerstaatlich für eine referenzwertkonforme 
Aufstellung und Ausführung der Haushaltspläne 
zu sorgen. Daher kann auch aus den sich aus 
Artikel 104 c EG-Vertrag ergebenden Verpflich- 
tungen auf amtliche Haushaltsplandaten der Ge- 
meinden nicht verzichtet werden. 

Darüber hinaus ist die Begründung des Vorschlags 
befremdlich, soweit darauf verwiesen wird, daß 
viele Kommunen „entgegen den gesetzlichen Be- 
stimmungen' 1 den Haushalt verspätet auf stellen. 
Dieses nicht gesetzeskonforme Verhalten kann 
kein Grund sein, eine notwendige Statistik einzu- 
stellen; vielmehr müssen die Länder eine gesetzes- 
konforme Aufstellung der kommunalen Haushalte 
sicherstellen. 

b) Zu Artikel 16 d Nr. 2 - Verlängerung der Periodizi- 
tät der kommunalen Kassenstatistik von viertel- 
auf halbjährlich 


Für Zwecke der laufenden Beobachtung der 
Finanzentwicklung der öffentlichen Haushalte ist 
eine Beibehaltung der vierteljährlichen Periodi- 
zität der Kassenstatistik bei den Gemeinden und 
Gemeindeverbänden unverzichtbar. Rund 25 % 
der Aufgaben des öffentlichen Gesamthaushalts 
entfallen auf die kommunalen Gebietskörper- 
schaften. Das Herausbrechen eines derartig gro- 
ßen Teils aus der vierteljährlichen Kassenstatistik 
würde die politische Handlungsfähigkeit beein- 
trächtigen. Die kommunalen Spitzenverbände 
selbst drängen auf eine Beibehaltung der viertel- 
jährlichen Periodizität dieser Erhebung. 

Viert eljähriiche Kassenstatistikdaten sind darüber 
hinaus zwingend notwendige Elemente der Volks- 
wirtschaftlichen Gesamtrechnungen. Sie sind 
unverzichtbare Komponenten zur Berechnung 
wichtiger vierteljährlicher gesamtwirtschaftlicher 
Eckwerte wie z. B. des Bruttoinlandsprodukts. Die 
EG-Verordnung Nr. 2223/96 des Rates vom 25. Juni 
1996 zum Europäischen System Volkswirtschaft- 
licher Gesamtrechnungen schreibt zudem die Er- 
stellung und Übermittlung dieser vierteljährlichen 
Daten an die EU-Kommission verbindlich vor. Ein 
Übergang auf eine halbjährliche Periodizität der 
kommunalen Kassenstatistik kann deshalb auch 
aus gemeinschaftsrechtiichen Gründen nicht in 
Frage kommen. 

Die Ergebnisse vierteljährlicher Kassenstatistiken 
werden ferner in verschiedenen Bundesländern 
für die Durchführung der kommunalen Finanzaus- 
gleiche benötigt. Aus dem Änderungsvorschlag 
des Bundesrates ist nicht ersichtlich, ob dieser 
Aspekt berücksichtigt worden ist. 

Auswirkungen auf Einzelpreise und das Preis- 
niveau, insbesondere das Verbraucherpreisniveau, 
sind durch die Änderungen nicht zu erwarten. 
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